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Erster T a g : Samstag, 2. Juni 1962 

Der 11. Bundesparteitag 

der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

in der Westfalenhalle in Dortmund 

begann um 15.00 Uhr mit einer 

Sitzung des Bundesvorstandes 

Die Sitzung des Bundesausschusses 

begann um 17.30 Uhr in der „Krone Am Markt" 

Dr. Rainer Barze l , MdB, berichtete über sein Gutachten, das er 
im Auftrage des Bundesvorstandes erstellt hotte. (Siehe Anlage) 



Zweiter T a g : Sonntag, 3. Juni 1962 

Eröffnung und L Plenarsitzung 

Beginn 11 Uhr 

Nach den Gottesdiensten (Erzbischof Dr. Lorenz Jäger in der Lieb­
frauenkirche, Vizepräses Dr. Hans Timme in der Reinoidii<irche) nahm 
das Wort der 1. Vorsitzende 

ßundesfconz/er Dr. ADENAUER (mit anhaltendem lebhaftem Beifall 
begrüßt): 

Meine lieben Parteifreunde! Ich eröffne den 11. Parteitag der Christ­
lich Demokratischen Union Deutschlands und heiße Sie und alle Gäste 
einschließlich der Gäste von der Presse, aus dem Inland und aus dem 
Ausland herzlich hier willkommen. 

Der Vorstand und der Parteiausschuß schlagen Ihnen vor, als Präsiden­
ten dieses Bundesparteitages den Vorsitzenden der CDU Westfalen, 
Herrn Minister Dufhues, zu wählen. (Beifall.) Ich darf feststellen, daß 
Sie diesem Vorschlag zustimmen und bitte Herrn Dufhues die Leitung 
der Versammlung zu übernehmen. 

Präsident Minister DUFHUES: 

Herr Bundeskanzler! Hochverehrte Gäste! Meine Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Ich danke Ihnen für das Vertrauen, das Sie mir 
durch die Wahl zum Präsidenten dieses Bundesparteitages aus­
gesprochen haben. Gemeinsam mit den noch zu wählenden Mitglie­
dern des Präsidiums hoffe ich dazu beitragen zu können, einen har­
monischen Ablauf der Beratungen zu gewährleisten. 

Ich sagte bereits, daß die übrigen Mitglieder des Präsidiums noch zu 
wählen sind. Im Einvernehmen mit dem Bundesvorstand und dem 
Bundesausschuß schlage ich Ihnen vor, folgende Parteifreunde in das 
P r ä s i d i u m zu delegieren: Arndgen, Frau Blohm, Dichtel, Dr. Bert 
Even, Krüger, Bundesminister Lemmer und Frau Dr. Rehling. 

Darf ich fragen, ob Sie mit diesem Vorschlag einverstanden sind? 
(Beifall.) Dann darf ich zugleich namens der von Ihnen gewählten Mit­
glieder des Präsidiums die Wahl annehmen. 

Als Präsident des Bundesparteitages b e g r ü ß e ich mit besonderer 
Herzlichkeit den Bundesvorsitzenden der Christlich Demokratischen 
Union, Herrn Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer, (Anhaltender leb­
hafter Beifall, Bravo-Rufel) Herr Bundeskanzler, wir freuen uns, Sie 
gesund und voller Tatkraft unter uns zu sehen. 



Mit dem Herrn Bundesvorsitzenden begrüße ich die stellvertretenden 
Vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union, Herrn Bundes­
arbeitsminister Theodor Blank, (Beifall) Herrn Bundestagspräsidenten 
Dr. Eugen Gerstenmoier, (Beifall) Herrn Ministerpräsidenten Kai Uwe 
von Hassel (Beifall) und Herrn Bundesminister Dr. Heinrich Krone. 
(Beifall.) Ich begrüße ferner den Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion 
des Bundestages, unseren Parteifreund Dr. Heinrich von Brentano. (Bei­
fall.) 

Mein Willkommensgruß gilt den Ministerpräsidenten Herrn Dr. Peter 
Altmeier, (Beifall) Herrn Dr. Franz Meyers (Beifall) Herrn Dr. Franz 
Josef Röder. (Beifall.) Unser Parteifreund Kiesinger wird voraussicht­
lich erst morgen eintreffen, weil er infolge einer Erkrankung am 
pünktlichen Erscheinen gehindert ist. 

Vv'ir erfreuen uns der Anwesenheit zahlreicher Mitglieder des Bundes­
kabinetts. Ich begrüße herzlichst Herrn Vizekanzler Bundeswirtschafts­
minister Professor Ludwig Erhard, (Lebhafter Beifall, Bravo-Rufe!) Herrn 
Bundesminister Dr. Schröder, (Beifall) Herrn Bundesminister Höcherl, 
(Beifall) Frau Bundesministerin Schwarzhaupt, (Beifall) Herrn Bundes­
minister Stücklen, (Beifall) Herrn Bundesminister Wuermeling, (Beifall) 
Herrn Bundesminister Lemmer, (Beifall) Herrn Bundesminister Seebohm, 
(Beifall) Herrn Bundesminister Dr. von Merkatz, (Beifall) Herrn Bundes­
minister Balke, (Beifall) und nicht zuletzt Herrn Bundesminister Lücke, 
dem wir herzlich zu seiner Wiedergenesung gratulieren. (Beifall.) 

Wir freuen uns über die Anwesenheit mehrerer Landtagspräsidenten 
und zahlreicher Landesminister. Mit besonderer Herzlichkeit begrüße 
ich unsere Parteifreunde aus den Fraktionen des Bundestages und der 
Landtage. 

Aufrichtige und herzliche Grüße gelten unseren Freunden aus der 
Christlich Sozialen Union, an ihrer Spitze dem stellvertretenden Vor­
sitzenden Dr. Hans Weiss. (Beifall.) Der Vorsitzende der CSU, Bundes­
verteidigungsminister Strauß, kann erst ab Montag an den Verhand­
lungen dieses Parteitages teilnehmen. Ich bin überzeugt, daß unsere 
bayerischen Freunde sich in der größten Bierstadt Deutschlands be­
sonders wohlfühlen werden. (Heiterkeit.) 

Meine lieben Parteifreunde! Hohe und befreundete Gäste aus dem In-
und Ausland beehren uns mit ihrem Besuch. Ich begrüße 

für die Konservative Partei Großbritanniens Frau Emmet und Herrn 
Ridsdale (Beifall.) 

für die konservative Partei Norwegens Herrn Reichstagsabgeordneten 
Stray (Beifall.) 

für die Konservative Partei Dänemarks die Herren Jensen und Hastrup 
(Beifall.) 

für die Katholische Volkspartei Hollands Herrn von Beek (Beifall.) 

für die Christliche Volkspartei Belgiens Herrn Generalsekretär Tinde-
mans (Beifall.) 



für die österreichische Voll<spartei Herrn Staatssekretär Dr. Steiner und 
Herrn Bundesrat Dr. Eckert (Beifall.) 
für die Konservativ-Christlichsoziale Voikspartei der Schweiz Herrn 
Regierungsrat Dr. Jeger (Beifall.) 
für die Democrazia Christiana Italiens erw/arten wir die Herren dal 
Faico und Passoni, 
als Mitglied der Hohen Behörde der Montan-Union Herrn Dr. Hedwig 
(Beifall.) 
als Vertreter der Stadt Dortmund Herrn Bürgermeister Parteifreund 
Scherer (Beifall.) 
die Vertreter der Kirchen: 

für die Katholische Kirche Herrn Prälat Wissing (Beifall.) 
für die Evangelische Kirche Herrn Oberkirchenrat D. Doehring (Beifall.) 
für den Zentralrat der Juden in Deutschland Herrn Generalsekretär Dr. 
van Dam (Beifall.) 

die Herren Vertreter des Diplomatischen und Konsularischen Corps, 
(Beifall.) 
die Vertreter der Deutschen Bundeswehr, an ihrer Spitze Herr Brigade­
general Schaeder (Beifall.) 
die zahlreichen Vertreter des kulturellen, politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Lebens. Ich begrüße insbesondere Herrn Richter vom 
Deutschen Gewerkschaftsbund. (Beifall.) Herrn Seiler vom Christlichen 
Gewerkschaftsbund (Beifall.) Herrn Späten von der Deutschen An­
gestelltengewerkschaft (Beifall.) Herrn Krause vom Deutschen Beamten­
bund (Beifall.) Ich begrüße ferner die Vertreter der Gewerkschaft der 
Polizei (Beifall.) 

Ich begrüße herzlichst die Vertreter von Presse, Rundfunk, Film und 
Fernsehen. (Beifall.) Ich freue mich, daß gerade Sie trotz der Auf­
einanderfolge von drei Parteitagen in so großer Zahl zu uns gekom­
men sind. Ich lade Sie insbesondere zu den Beratungen der Arbeits­
kreise ein, die auf unserem Parteitag ohne Ausnahme in Anwesenheit 
von Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film diskutieren werden. (Beifall.) 
Namens des Präsidiums begrüße ich unsere Delegierten. Ich bedauere, 
daß wir den Kreis der nicht stimmberechtigten Delegierten aus räum­
lichen Gründen haben ein wenig beschränken müssen. 
Ehe wir an die Arbeit gehen, wollen wir in Ehrfurcht und Dankbarkeit 
unserer Toten gedenken. (Der Parteitag erhebt sich von den Plätzen.) 

Wir gedenken unseres Freundes 

Jakob Kaiser 

des langjährigen Stellvertretenden Bundesvorsitzenden unserer Partei. 
Jakob Kaiser: tapferer Vorkämpfer gegen Unrecht und jegliche Wi l l ­
kür, die des Nationalsozialismus in gleicher Weise wie des Kommunis­
mus, wird uns immer an unsere Pflicht erinnern, opferbereit der Freiheit 
zu dienen. Er bleibt uns Mahnung, niemals Berlin und die Deutschen 
der Zone zu vergessen. Seine unter uns weilende Lebensgefährtin wird 



Vier Männer aus dem siebenköpfigen Parteipräsidium: 
Minisferprösidenf von Hassel, Stellv. Geschäftsführender Vorsitzender 
Bundeskanzler Dr. Adenauer, Bundesvorsitzender 
Minister Dufhues, Geschäftsführender Vorsitzender 
Bundeswirtschaftsminister Prof. Erhard, erstmals in die Parteispitze gewähltes 
Präsidiumsmitglied 
Außerdem gehören dem Parteipräsidium an : 
Bundestogsprosident D. Dr. Gerstenmaier und die Bundesminister Blank und Dr. Krone 
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das Bewußtsein haben, daß das Vermächtnis ihres verstorbenen Gat­
ten guten Händen anvertraut ist. 

Wir gedenken unseres vor wenigen Tagen verstorbenen Freundes 
Dr. Erich Stuckel 

des Vorsitzenden der CDU-Fraktion des Landtages von Nordrhein-
Westfalen. Sein Leben war dem Dienst am Nächsten gewidmet und 
der Idee der Union. 

Mit diesen Toten ehren wir alle Freunde, die - an welchem Platz auch 
immer - für die Union gearbeitet haben und von uns gegangen sind. 
Ich danke Ihnen. 

Lassen Sie mich herzlichst begrüßen Frau Ehlers und Frau Cillien. (Bei­
fall.) Sie sind uns stets willkommene Gäste auf unserem Parteitag. 

Meine lieben Parteifreunde! Die Stadt dieses Bundesparteitages und 
das Land an der Ruhr sind Zeugen eines Wiederaufbaus, der im 
Buche unserer Geschichte für immer mit dem Namen der Christlich 
Demokratischen Union und der Christlich Sozialen Union verbunden 
bleiben wird. Das Land an der Ruhr mit seiner ungewöhnlichen 
Massierung von Menschen, Werkstätten und Fabriken ist zugleich 
Sinnbild der großen Aufgaben, vor die wir als moderne Partei ge­
stellt sind. Diese Aufgaben mit nüchternem Wirklichkeitssinn und 
unter dem Gesetz der sozialen Gerechtigkeit zu erfüllen, ist unser 
Bestreben. Hier wie in allen Teilen unseres Vaterlandes steht vor allem 
unsere Wirtschaftspolitik vor ihrer sozialen Bewährung. 

Mögen sich die Beratungen unseres 11. Bundesparteitages dahin aus­
wirken, daß der innere Zusammenhalt der Union gestärkt wird. Möge 
der Parteitag den Millionen unseres Volkes das Bewußtsein vermitteln, 
daß eine kraftvoll geführte Union auch die Aufgaben der Zukunft 
meistern wird. 

Lassen Sie mich damit das Grußwort des Präsidiums des Bundespar­
teitages schließen. Ich bitte Sie, damit einverstanden zu sein, daß 
noch einige Formalien erledigt werden. 

Wir haben wie üblich ein R e d a k t i o n s k o m i t e e zu wählen. Vor­
stand und Ausschuß schlagen Ihnen vor, folgende Personen in das 
Redaktionskomitee zu wählen: 

Herrn von Hassel als Vorsitzenden, als Mitglieder unsere Partei­
freunde: Bauknecht, Etzel, Gerstenmaier, Dr. Heck, Katzer, Kiesinger, 
Dr. Kraske, Dr. Krone, Dr. Pettenberg, Dr. Otto Schmidt, Schmucker, 
Dr. Schröder, Frau Dr. Teusch und außerdem mich als Präsidenten 
dieser Tagung. Darf ich feststellen, daß Sie diesem Vorschlag zu­
stimmen? (Zustimmung.) 

Wir haben außerdem eine M a n d a t s p r ü f u n g s k o m m i s s i o n 
zu wählen. Hierfür schlagen Vorstand und Ausschuß vor, die Kom­
mission möge bestehen aus den Parteifreunden Blumenfeld, Müllen­
bach, Braun und Busch. Ich bin sicher, daß auch diesem Vorschlag 
zugestimmt wird. (Zustimmung.) 



Meine Damen und Herren, damit sind die Formalien dieses Bundes­
parteitages erledigt. 

Ich darf nunmehr zu einem G r u ß w o r t das Wort erteilen, Herrn 
Ministerpräsidenten 

Dr. Franz MEYERS (mit Beifall begrüßt): 

Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Freunde in der Union! Zum zweitenmal während der Amtszeit der von 
mir geführten Landesregierung von Nordrhein-Westfalen habe ich 
die besondere Freude, einen Bundesparteitag der Christlich Demokra­
tischen Union im Lande Nordrhein-Westfalen willkommen zu heißen. 
Im vorigen Jahr waren wir in Köln, der alten rheinischen Metropole, 
von der im Jahre 1945 wesentliche Impulse für die Gründung unserer 
Union ausgingen. 

In diesem Jahr hat die CDU mit der Wahl einer großen Stadt des 
Ruhrgebietes, wie mir scheint, zugleich auch eine Vorentscheidung 
über Arbeit und Stil dieses Bundesparteitages getroffen. Hier im Ruhr­
gebiet formt sich unter den Bedingungen eines technischen Massen­
zeitalters die Welt, in der wir morgen leben und arbeiten müssen. Hier 
läßt sich in unmittelbarster Anschauung Gültiges aussagen über die 
wirtschaftlich-soziale, die kulturelle und gesellschaftliche Wirklichkeit 
unserer Zeit, über ihre Möglichkeiten und ihre Grenzen, über ihre 
Entwicklungstendenzen und ihre Gefährdung. 

Als der Dichter des rheinisch-westfälischen Industrieraumes, Heinrich 
Lersch, vor nunmehr etwa 50 Jahren mit dem Wort „Arbeit heißt die­
ses Land" die schon damals größte Industrielandschaft unseres Konti­
nents sinnfällig umschrieb, da klang in diesem Wort noch Stolz und 
Zukunftserwartung einer Gesellschaft mit, die sich am Beginn eines 
unaufhaltsamen menschheitsbeglückenden Fortschritts fühlte. Wir Heu­
tigen sind gerade in dieser Beziehung skeptischer geworden, weil wir 
wissen, daß in diesem so viel gepriesenen Fortschritt zumindest eben-
soviele Gefahren wie Werte stecken. Vor allem aber wissen wir, daß 
selbst die Verwirklichung des Fortschritts im guten Sinne in den letzten 
Jahrzehnten mit Opfern erkauft worden ist, die uns als Politiker aus 
christlich-demokratischer Verantwortung besonders berühren müssen. 
Man braucht nur durch dieses Ruhrgebiet zu fahren oder gar einige 
Zeit hier zu leben, dann wird man diese Gefahren für Leben, Gesund­
heit und Arbeitskraft schnell erkennen. 

Hier liegt noch meiner Überzeugung ein großer Teil der Aufgaben 
beschlossen, die eine christlich-demokratische Politik im Deutschland 
der Gegenwart zu bewältigen hat. Es geht um nichts weniger als um 
die Aufgabe, die Entwicklung einer Massengesellschaft im Zeitalter 
ständig fortschreitender Technik in den Griff zu bekommen und nach 
dem christlich-demokratischen Ordnungsbild zu formen. 

Das sagt sich leicht. Die Verwirklichung dieser Forderung ist aber nur 
möglich, wenn unsere Union noch mehr als bisher bereit ist, auf die 
Zukunft hin zu arbeiten und diese Zukunft klar, nüchtern und ohne 
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sozialromantische Verbrämung zur Grundlage ihres politischen Den­
kens und Handelns macht. 

Die von mir geführte Landesregierung hat auf vielen Gebieten in den 
letzten vier Jahren die Grundlagen für eine solche Politik geschaffen. 
Auf anderen Gebieten liegt die exakte Analyse der v/irtschaftlich so­
zialen Wirklichkeit dieses Landes und seiner Entwicklungstendenzen 
vor und zeigt uns, was wir zu tun haben, um in diesem bevölkerungs-
und industriereichsten Land der Bundesrepublik dem Menschen von 
morgen Leben und Arbeit in Freiheit, Gesundheit und Sicherheit zu 
schaffen. Ich glaube nicht zuviel zu sagen, wenn ich behaupte, daß 
in diesem rheinisch-westfälischen Industriegebiet nicht nur im wirtschaft­
lichen und sozialen, sondern auch im gesellschaftlichen und staats­
politischen Sinne die wesentlichen Entscheidungen über die Grundlagen 
fallen, auf denen sich unser öffentliches Leben in der Zukunft gestalten 
wird. Wir hier an Rhein und Ruhr sind weder stolz noch besonders 
erfreut darüber, daß dies so ist; aber wir sind bereit, die Verantwortung 
zu übernehmen, die sich daraus ergibt. Wenn von diesem Land so man­
nigfache Einflüsse auf die Zukunft Deutschlands ausgehen, dann wollen 
wir hier alle Kräfte daran setzen, diese Zukunft aus christlich-demo­
kratischem Geiste mitzugestalten. 

So gelten die herzlichen Wünsche und Grüße der Landesregierung 
dem Erfolg dieses Parteitages in einer der größten Metropolen des 
Ruhrgebietes. Möge die CDU hier in Dortmund für ihre Arbeit in der 
Zukunft neue Kraft finden zum Besten der ganzen Bundesrepublik 
Deutschland, der freiheitlich-demokratischen Ordnung ihres öffentlichen 
Lebens und zum Besten all der Millionen unserer Mitbürger, die Tag für 
Tag in harter Arbeit darum ringen, ein Leben in Freiheit, Menschen­
würde und Sicherheit finden zu können. Ihnen gilt unsere Arbeit und 
unsere Sorge. Mit ihnen fühlen wir uns gerade in diesen Tagen gemein­
samer Beratungen und Beschlüsse besonders verbunden. So grüße ich 
denn den Dortmunder Parteitag der CDU mit dem alten vertrauten Gruß 
des Ruhrgebietes: Glück auf! 

(Lebhafter Beifall.) 

Präsident DUFHUES: 

Ich danke Herrn Ministerpräsidenten Dr. Meyers für sein Grußwort. 
Der Bundesparteitag wünscht Ihnen, Herr Ministerpräsident, daß Sie 
Ihre politischen Vorstellungen auch während der nächsten Jahre in 
diesem Lande an Rhein und Ruhr zum Wohle seiner Bevölkerung 
verwirklichen können. 

(Lebhafter Beifall.) 

Für die Stadt Dortmund spricht unser Parteifreund Bürgermeister 
Scherer zu uns. 

Bürgermeister SCHERER (Dortmund): 

Herr Bundeskanzler! Meine Herren Ministerpräsidenten und Minister 
des Bundes und der Länder! Meine lieben Parteifreunde! Ich habe die 
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Ehre, namens der Stadt Dortmund den Bundesparteitag der Christ­
lich Demokratischen Union in den Mauern der Stadt Dortmund zu 
begrüßen. Der Gruß soll besonders herzlich sein, denn ich möchte 
mich zum Dolmetsch all derer machen - und es sind recht viele in 
Dortmund - , die die Arbeit der Christlich Demokratischen Union und 
ihre Erfolge kennen und schätzen und die bereit sind, diese Arbeit 
anzuerkennen und zu unterstützen. 

Es mag ein glücklicher Entschluß gewesen sein - so sehen wenig­
stens wir Dortmunder es —, als entschieden wurde, daß dieser so 
bedeutsame Bundesparteitag in Dortmund stattfinden soll. Dortmund 
hat ein besonderes Profil. Dortmund ist keine Stadt der Beamten, 
der Rentner, der großen Kongresse mit rauschenden Festen. In Dortmund 
wird viel und schwer und intensiv gearbeitet. Diese Arbeit, insbesondere 
in der Erde und über der Erde prägt den Menschen; sie macht ihn hart 
und erzeugt Spannungen. So ist Dortmund eine mit Dynamik geladene 
Kraft. 

Ich erwähne das deshalb, weil mir scheint, daß dieser Bundesparteitag 
eine besondere Aufgabe hat. Er wird in die Geschichte der Christ­
lich Demokratischen Union als ein Parteitag der Reform, der Erneu­
erung, der geistigen Entwicklung eingehen. Hierfür ist Dortmund mit 
seiner Dynamik, mit seinem spannungsreichen Leben, mit der Ausein­
andersetzung, auf allen Gebieten - so scheint mir -- der richtige Ort. 
Möge das besondere Fluidum der Stadt auch in diesem Parteitag seinen 
Niederschlag finden. 

Nun wünsche ich — nicht als Bürgermeister der Stadt allein, sondern 
nunmehr als Parteifreund und Vorsitzer der Christlich Demokratischen 
Union in Dortmund - , daß dieser Bundesparteitag der Christlich De­
mokratischen Union die Erwartungen erfüllen möge, die Tausende und 
Millionen von christlichen Demokraten an ihn knüpfen. Dazu ein 
herzliches Glückauf. 

(Beifall.) 

Präsident DUFHUES : 

Auch Ihnen herzlichen Dank, Herr Bürgermeister Scherer. Nehmen Sie 
zugleich für die Stadt Dortmund und ihre Bevölkerung den herzlichen 
Dank des Parteitages für die freundliche und gastliche Aufnahme ent­
gegen, die wir hier gefunden haben. (Beifall.) 

Ich erteile das Wort dem Vertreter der Christlich Sozialen Union, 
Herr WEISS: 

Herr Präsident I Herr Bundeskanzler! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren I Liebe Freunde der Christlich Demokratischen Union I 
Ich überbringe Ihnen die Grüße unseres Landesvorsitzenden, Herrn 
Bundesminister Strauß, der auf Grund seiner Auslandsreise leider zu 
dieser Eröffnungsveranstaltung nicht persönlich kommen konnte, ober 
noch Gelegenheit nehmen wird, die weiteren Veranstaltungen zu be­
suchen. 
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Ich überbringe Ihnen die herzlichen Grüße der Christlich Sozialen 
Union, einer Partei, die nicht nur als Bruderpartei mit der CDU in 
treuer Fraktionsgemeinschaft verbunden ist und seit Bestehen der 
Bundesrepublik mit Ihnen große gemeinsame politische Verantwor­
tung trögt, sondern die sich auch trotz oller Selbständigkeit und allen 
bayerischen Selbstbewußtseins mit der CDU in der Geschlossenheit 
der christlichen politischen Aktion einig und eins fühlte und fühlt. 

Die politische Einheit der Christen aller Konfessionen in der Bundes­
republik kann und darf nicht mehr zerstört werden; sie ist ideell ge­
festigt und stark, und sie ist rationell gesehen, eine nationale deutsche 
Notwendigkeit; denn die Geschichte der deutschen Demokratie und 
nicht nur die nationalsozialistische Perversion eines unchristlichen Staa­
tes liefert uns hierfür zahlreiche Beweise. Die Einheit und die Einigkeit 
der Union im Grundsatz und im Ziel, ihr Freisein von antiquierten 
traditionellen Vorstellungen — all das war entscheidend für die großen 
politischen Erfolge, auf die wir zwar sehr stolz sind, auf all das, was die 
Union mitgeleistet hat. 

Aber wir können und dürfen beim Rückschauen nicht verbleiben; denn 
die Union ist nicht am Ende, sondern immer noch am Anfang ihrer 
politischen Verantwortung. Neue große Aufgaben in ihrer Problema­
tik und in ihrer Auswirkung, die teilweise nur in groben Grundrissen 
erkennbar sind, kommen auf uns zu. Diese Aufgaben anzugehen und 
sie zum Wohle unseres Volkes in der Verbundenheit mit der freien 
Welt zu bewältigen, das ist auch heute wieder wie eh und je unsere 
Forderung an alle, die aus dem Geiste der Union und mit dieser 
Union Politik gestalten und politische Arbeit leisten. Es ist selbstver­
ständlich, daß solche Unionspolitik auch weiterhin von der Christlich 
Sozialen Union mit getragen und mit verantwortet werden wird. Wir 
sind - und das darf ich klar und deutlich vermerken - mit Ihnen, der 
CDU, nicht nur eng verbunden im Geiste und der Einheit einer 
christlichen politischen Union, wir sind mit Ihnen in gleicher Weise in 
der gemeinsamen Verantwortung unserem deutschen Vaterland gegen­
über verbunden. Denn gerade — und das darf ich zum Schlüsse meiner 
Worte klar und deutlich herausstellen - , weil wir als bayerische Partei 
besonders eng mit Bayern verbunden sind, sind wir betont eine deut­
sche Partei, die sich in erhöhtem Maße ihrer deutschen Pflicht und 
Verantwortung bewußt ist. 

(Starker Beifall.) 

Präsidenf DUFHUES : 

Ich danke Ihnen, Herr Weiß, besonders herzlich für Ihre Worte, vor 
allem für Ihr Bekenntnis zu unserer gemeinsamen Verantwortung. 
Mögen CDU und CSU auch organisatorisch getrennt sein - stärker 
wiegt das Bewußtsein gemeinsamer Verantwortung und das gemein­
same geistige Band. In diesem Sinne und in dieser Verbundenheit wer­
den wir auch in Zukunft vertrauensvoll zusammenarbeiten. 

Die Ehre ihres Wortes schenkt uns für alle ausländischen Gäste 
Frou EMMET, Konservative Partei Englands: 
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Sehr geehrter Herr Bundeskanzler ! Herr Dufhues! Meine Damen und 
Herren ! Es ist schon das dritte Mal, daß ich die Gelegenheit gehabt 
habe, herzliche Grüße von England Ihnen für Ihre Partei zu über­
bringen. Ich bin gebeten worden, im Namen aller ausländischen 
Gäste und befreundeten Parteien, der CDU ein Grußwort zu über­
bringen. Das tue ich mit ausdrücklicher Freude besonders als Eng­
länderin für die Freunde des kontinentalen Europas. (Starker Beifall.) 
Vor drei Jahren hätte ich nicht gedacht, daß wir so weit auf dem 
Wege der Vereinigung Europas vorgeschritten sein würden. Aller 
Anfang ist schwer I Einiges ist noch schwieriger. Es sind noch Hinder­
nisse zu überwinden. Aber wenn der gute Wille da ist - und ich 
glaube, daß der gute Wil le doch dabei ist - , werden wir Erfolg 
haben. Wir dürfen aber jetzt nicht zu viel Zeit verlieren I (Starker Bei­
fall.) Chruschtschow ist schon aufmerksam geworden. (Heiterkeit. -
Sehr gut I - Beifall.) Nichts kann in der Auseinandersetzung zwischen 
Ost und West bedeutungsvoller sein als die Stärkung europäischer 
Gedanken. (Beifall.) 

In der Verwirklichung europäischer Zusammenarbeit und in der Ver­
wirklichung europäischer Politik haben wir einen großen Schritt 
getan: nämlich das Ersuchen der Britischen Regierung um Eintritt in 
die EWG. (Lebhafter Beifall.) Ich bin sicher, daß Sie hier in Deutsch­
land gut verstehen, daß das Commonwealth für uns etwas Wichtiges 
und Lebendiges ist - nämlich unsere liebe Familie, und man kann und 
wünscht nicht, seine Familie zu verlassen. (Beifall.) Dann haben wir 
auch europäische Kameraden - und die können wir auch nicht ver­
gessen. (Beifall.) 

Wenn diese zwei Dinge Schwierigkeiten mit sich bringen, die gelöst 
werden können, führen sie doch auch wichtige neue Kräfte Europa zu. 
Wenn sich Europa zusammenfindet und die ganze westliche Welt eng 
und stark zusammenarbeitet, dann werden wir die Worte von Edward 
Grey „The lights are going out in all Europe": Die Lichter gehen aus 
im ganzen Europa, umkehren können. Dann wird auch Europa eine 
feste Burg, mit Lichtern aus den Fenstern strahlend, ein Leuchtturm 
für die freie Welt sein, eine helle Kerze für die christliche Welt und 
ein leuchtendes Beispiel für das bedrückte Volk hinter dem Eisernen 
Vorhang, das sie zu der Freiheit ruft. 

(Starker Beifall.) 

Präsident DUFHUES -. 

Sehr verehrte gnädige Frau! Namens des Präsidiums und des Bun­
desparteitages danke ich Ihnen herzlich für das Grußwort, das Sie für 
die Konservative Partei Großbritanniens und die übrigen hier ver­
tretenen befreundeten ausländischen Parteien vor diesem Parteitag 
abgelegt haben. 

Wir sind besonders dankbar für Ihr Bekenntnis zur europäischen Idee, 
und ich darf die Hoffnung, die Erwartung und den Wunsch dieses 
Bundesparteitages aussprechen, daß die begonnenen Verhandlungen 
zu einem guten Ergebnis im Sinne einer weiteren Stärkung und Festi­
gung Europas führen mögen. (Lebhafter Beifall.) 
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Meine Damen und Herren ! Damit sind die Grußworte abgeschlossen. 
Ich erteile nunmehr dos Wort unserem Bundesporteivorsitzenden, 
Herrn Bundeskanzler Dr. Konrad Adenauer. (Lebhafter Beifall.) 

ßundesJconz/er Dr. Konrad ADENAUER -. 

Herr Präsident I Meine sehr verehrten Damen und Herren I Es ist 
eben vom Herrn Ministerpräsidenten Meyers aus diesem Lande von 
der kommenden Wahl gesprochen worden. Ich glaube, ich kann 
namens der Bundespartei unserer Partei in Nordrhein-Westfalen 
sagen, daß wir für die Schwierigkeiten, die der Bergbau gegenüber 
dem Vordringen des Öls hat, volles Verständnis haben, und wir sind 
uns auch darüber klar, daß diese Schicht der Bevölkerung, die mit 
dem Bergbau direkt oder indirekt zu tun hat, sehr groß ist, und unsere 
Freunde in Nordrhein-Westfalen können sich darauf verlassen, daß 
wir daran denken werden. (Lebhafter Beifall) 

Nun komme ich zu einer Art Rechenschaftsbericht gegenüber dem 
Parteitag über die wesentlichen Entwickl-ungen seit dem letzten Par­
teitag: 
Wir hoben die Bundestagswahl hinter uns, und diese Bundestagswahl 
des Jahres 1961 hat nicht das Ergebnis gehabt, das wir erwartet 
hatten. Meine Damen und Herren ! Ich stehe auf dem Standpunkt, 
daß man gerade in der Politik die Dinge so sehen und aussprechen 
soll, wie sie sind, und daß man nichts beschönigen soll, allerdings 
auch nicht bei anderen Parteien. (Heiterkeit.) Ich wiederhole; Diese 
Wahl des Jahres 1961 hat nicht das von uns gewünschte Ergebnis 
gehabt. Es ist von der Bundesgeschäftsstelle eine sehr sorgfältige 
Analyse dieser Wahl aufgestellt worden, und diese Analyse ver­
dient sehr große Beachtung. Es scheint, daß sich unsere Verluste fast 
gleichmäßig auf die verschiedensten Stände und die verschiedenen 
Berufe verteilen. Vielleicht liegt das auch daran, daß wir in unserer 
Organisation dem zu wenig Bedeutung geschenkt haben, was in der 
heutigen Zeit wirklich bestimmend für alle Parteien ist, das heißt, 
dem Organ, das die öffentliche Meinung in einem Lande - nun, 
ich will nicht den Ausdruck gebrauchen: machen, aber doch - vermit­
teln. Das ist die Presse. Das ist aber auch der Rundfunk, und ist vor 
ollem das Fernsehen. (Lebhafter Beifall.) Es scheint mir, daß wir 
diesen Werkzeugen, die auf die öffentliche Meinung einwirken, eine 
viel größere Beachtung schenken müssen, als wir das in den vergan­
genen Jahren getan haben. (Lebhafter Beifall.) 

Ich begrüße es darum, daß, entsprechend einem Wunsche, den ich 
schon vor Jahren gehabt habe, ein Geschäftsführender Vorsitzender 
gewählt wird, Herr Dufhues, der die Parteileitung gerade-auf diesem' 
Gebiet entlasten und führen kann. (Beifall.) Herr Dufhues, meine 
Freunde, ist Ihnen bekannt. Er ist Ihnen bekannt aus seiner Tätigkeit 
als ausgezeichneter Organisator der Partei in Westfalen. Er ist 
Ihnen bekannt als Minister des Inneren in diesem Lande. Wir alle 
miteinander freuen uns, wenn er kommt, und wir setzen in seine 
Arbeit sehr große Erwartungen. (Lebhafter Beifall.) 
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Die Wahl hat uns den Verlust der absoluten Mehrheit im Bundestag 
gebracht. Es war kein großer Einschnitt: Acht Mandate mehr auf der 
einen Seite und weniger auf der anderen Seite hätten genügt, eine 
knappe absolute Mehrheit herzustellen, aber immerhin, wenn man 
jahrelang an eine absolute Mehrheit gewöhnt ist, dann ist es emp-
ifindlich, sie nicht mehr zu haben. Als erstes muß man daraus den 
festen Willen entwickeln, unter allen Umständen bei der nächsten 
Bundestagswahl diese absolute Mehrheit wiederzugewinnen. (Leb­
hafter, langanhaltender Beifall.) 

Das, meine Freunde, stelle ich an die Spitze unserer gesamten Partei­
arbeit, auf dieses Ziel den Blick zu lenken, denn, meine Damen und 
Herren, ich werde im Laufe des Vormittags und wahrscheinlich noch 
mehr heute nachmittag darauf zurückkommen, daß sich eine neue 
Volkspartei in vielfarbiger Bemalung gebildet hat. (Heiterkeit.) Wir 
werden darauf achten müssen, was sie tut und was sie läßt, und wer­
den uns mit ihr auseinandersetzen müssen. 

Aber trotzdem: Die Leistungen der Zeit seit dem Jahre 1949, meine 
Freunde, haben w i r aufzuweisenI (Lebhafter, langanhaltender Bei­
fall.) Diese Leistungen waren ganz außerordentlich groß. Wenn die 
CDU nicht in den zwölf Jahren gewesen wäre, dann — davon bin ich 
überzeugt, meine Freunde — würde dieses Land nicht mehr zu den 
freien Ländern auf der Weit gehören. (Zurufe: Sehr gut ! - Lebhafter, 
langanhaltender Beifall.) 

Nur zu leicht vergißt man ja die vergangenen Gefahren; aber, meine 
Freunde, ich werde noch darauf zurückkommen: Sind die Gefahren 
wirklich vergangen ? - Ich sage Ihnen, sie sind nicht vergangen; sie 
sind etwas zurückgetreten, aber die Gefahr, daß wir und damit 
Europa seine Freiheit verliert, besteht noch wie vor 1 (Beifall.) 

Ich kehre zurück zu unserer Wahl und zu dem Ergebnis der Bundes­
tagswahl. Wir mußten eine Koalition bilden. Nun, ich bin immer 
dafür gewesen, daß unsere Partei, auch als sie die absolute Mehrheit 
jahrelang hatte, nicht allein die Verantwortung übernehmen sollte; 
doch sind, wenn man die absolute Mehrheit hat, Koalitionsverhand­
lungen sehr viel bequemer, (Heiterkeit) als wenn man sie nicht hat. 

Ein Weiteres kommt noch hinzu: Einer Fraktion, die jahrelang im 
Besitz der absoluten Mehrheit war und damit hat arbeiten können, 
fällt es manchmal etwas schwer, sich darauf einzustellen, daß sie 
diese absolute Mehrheit nicht mehr hat. Nun boten sich an, meine 
Damen und Herren, das ist bildlich, vielleicht auch richtig gesprochen, 
(Heiterkeit.) so wie ich es sage - ich überlasse das Ihnen, die Auswahl 
zu treffen -r auf der einen Seite die FDP, auf der anderen Seite die 
SPD. 

Von der FDP trennt uns selbstverständlich sehr vieles; aber von der 
SPD trennt uns noch unendlich viel mehr, (Beifall.) und es ist immer 
klüger, einen Koalitionspartner zu haben, der doch in der Zahl der 
Bundestagsmitglieder weit hinter einem zurücksteht, als mit einer 
Fraktion eine Koalition zu schließen, die nahe aufrückt. Das ist der 
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praktische Grund. Das andere war der ideelle Grund, der unsere 
Fraktion dazu bewogen hat, die Koalition mit der FDP abzuschließen. 
Nun werden Sie mich fragen, war es schwer und wie läuft die ganze 
Sache ? Sie stehen hier im Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen gegen 
die SPD und gegen die FDP. In einem Wahlkampf soll man natürlich 
nicht jedes Wort auf die Waagschale legen, aber immerhin hätte ich 
mir doch gewünscht, daß bei den Rednern der Freien Demokraten in 
Nordrhein-Westfalen gewisse kulturelle Momente eine andere Rolle 
gespielt hätten und nicht so viel Verletzendes für uns dabei ausge­
sprochen worden wäre. (Beifall.) 

Was die Verhandlungen im Bund angeht, meine Freunde, so sind 
Koalitionsverhandlungen immer schwierig; dem einen paßt die Nase 
des anderen nicht, dem anderen paßt das Gesicht nicht, dem dritten 
paßt der Rock des anderen nicht. Das geht aber auf beiden Seiten 
so. Aber Geduld überwindet diese Schwierigkeiten und hat sie auch 
in diesem Falle überwunden. Im großen und ganzen glaube ich Ihnen 
heute sagen zu können, daß die Zusammenarbeit der beiden Koali­
tionspartner, der CDU/CSU und der FDP, im Bundestag sich mit weni­
ger Reibungen vollzieht, als wir das von vornherein gedacht hatten. 
Es ist auch nicht richtig, was der Vorsitzende der Oppositionspartei -
entschuldigen Sie dieses Wort „Oppositionspartei", das kommt mir 
nur sehr schwer über die Lippen - nach dem Parteitag der SPD in 
Köln gesprochen hat. (Beifall.) Aber jedenfalls ist sie nicht in der 
Regierung. Unsere Arbeit in der Koalition ist viel besser und viel 
fruchtbarer, als das Herr Ollenhauer, der Vorsitzende der Fraktion -
die nicht in der Koalition ist —, es haben wil l . Ich glaube, daß wir 
auch im Laufe der Zeit immer mehr zusammenarbeiten werden und 
daß auch dieser Bundestag zum Wohle des deutschen Volkes, aber 
auch zum Wohle Europas und des Friedens in der Welt fruchtbare 
Arbeit leisten wird. (Beifall.) 

Bei diesen Koalitionsverhandlungen spielte natürlich die Frage eine 
große Rolle: Wer wird Bundeskanzler? Das ist ja ganz klar. Die FDP 
hatte sich zuerst nicht auf mich eingestellt, (Heiterkeit) aber Träume 
verwirklichen sich nicht immer, so auch hier. (Beifall.) Ich wurde 
gebeten, wieder das Amt des Bundeskanzlers zu übernehmen, und 
zwar zum vierten Male. (Beifall.) 

Meine Freunde! Nun möchte ich Ihnen sehr menschlich und sehr 
offen doch einiges sagen. Als ich zum ersten Male vor über 12 Jahren 
Bundeskanzler wurde, habe ich den Professor Martini in Bonn gefragt, 
ob er wohl glaube, daß ich trotz meines Alters noch ein Jahr lang 
die Arbeit leisten könne. Er hat mich pflichtgemäß untersucht und 
mir dann gesagt - und das hat mich sehr beruhigt - , Sie werden 
sicher anderthalb Jahre long die Arbeit leisten können. Und das sind 
jetzt 11 Jahre her, meine Damen und Herren. (Heiterkeit.) Man sieht 
an diesem Beispiel, daß man der Barmherzigkeit Gottes keine Schran­
ken setzen soll. (Heiterkeit und Beifall.) 

Aber, meine Freunde, weil die Presse - auch uns nahestehende Zei­
tungen - fortgesetzt darauf loshackt: wann geht er, wann hat die 
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Aera Adenauer ein Ende usw., - möchte ich sehr offen ein Wort 
darüber hier sprechen, und zwar weil ich gerade Ihnen - ich habe 
das eben schon gesagt - verantwortlich bin für meine ganze Tätig­
ice it. 

Ehe ich die Wahl als Bundeskanzler annahm, habe ich den damali­
gen Vorsitzenden der Bundestagsfraktion, Herrn Dr. Krone, in einem 
Brief geschrieben, ich beabsichtigte nicht, den nächsten Wahlkampf 
im Jahre 1965 zu führen. Ich würde so rechtzeitig von dem Amt als 
Bundeskanzler zurücktreten, daß mein Nachfolger in der Lage wäre, 
diesen Wahlkampf zu führen. Ein Datum habe ich nicht genannt ! Ich 
glaube, es war auch richtig, das nicht zu tun, meine Freunde; denn 
der Entschluß, von diesem Amt zurückzutreten, wird abhängig sein 
von einer Reihe von Umständen innenpolitischer, außenpolitischer und 
persönlicher Art. (Zurufe: Sehr gut !) 

Darum müssen Sie mich bis auf weiteres ertragen ! (Beifall.) Auch 
die Presse muß mich ertragen I (Beifall.) Sie muß sich darin fügen, 
daß ihre ständigen Prophezeiungen nicht zutreffen. Es ist schwer 
für einen Journalisten, aber er muß es lernen. Das passiert jedem 
von uns. 

Was mich aber dabei doch sehr zum Nachdenken veranlaßt hat, ist, 
wie falsch und wie unrichtig die Presse - auch uns nahestehende 
Zeitungen - unsere Partei und unsere Fraktion beurteilt. (Beifall.) Es 
ist doch geradezu blind, die Augen davor zu verschließen, daß ein 
Bundeskanzler nichts ausführen und nichts leisten kann, wenn er nicht 
die Mehrheit seiner Partei und seiner Fraktion hinter sich hat. (Leb­
hafter Beifall.) Darum ist es total unrichtig zu schreiben, diese Aera 
ginge zu Ende. 

Meine Damen und Herren ! Der Geist, der uns die vergangenen 
zwölf Jahre geleitet und uns zu diesen Toten befähigt hat, bleibt in 
der Bundestagsfraktion und in unserer Partei erhalten. (Beifall.) 

Nun möchte ich einige Fragen der Innenpolitik streifen. Ich weiß, 
daß ich jetzt Fragen anrühren werde, die wahrscheinlich bei diesem 
oder jenem sicher auch unter Ihnen Anstoß erregen werden. Aber auch 
hier kann ich nur sagen, man muß die Dinge sehen, wie sie sind, 
sonst leidet man eines Tages Schiffbruch. 

Das kommende Haushaltsjahr, das Jahr 1963, verlangt von uns eine 
Finanzverfassungsreform und eine Steuerreform. Dabei müssen Bund, 
Länder und Gemeinden berücksichtigt werden. Das Verhältnis zwi­
schen Bund und Ländern, wie es jetzt ist, entspricht nicht dem Geiste 
des Grundgesetzes. Es ist auf die Dauer unmöglich, daß der Bund 
auf den guten Willen der Länder angewiesen ist, um seinen Haus­
halt in Ordnung zu bringen. Da ist etwas nicht in Ordnung infolge 
der Entwicklung, die im Laufe der Jahre eingetreten ist. Auf der einen 
Seite ist diese Entwicklung eine Folge der großen Steigerungen der 
Ausgaben für den Bund - namentlich für die Verteidigung - und auf 
der anderen Seite eine Folge der Entwicklung der verschiedenen 
Steuern. Es muß also eine Finanzverfassungsreform und eine Steuer-
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reform kommen. Was diese Steuerreform angeht, werde ich mich 
hüten, unserem Finanzminister jetzt dazwischen zu reden, was er 
sich in dieser Hinsicht überlegt hat oder überlegt. Aber, als ganz 
einfacher CDU-Wähler möchte ich folgendes sagen (Heiterkeit.) -
Ich habe auch nur eine Stimme, genau wie Sie. - (Heiterkeit.) 

Manche steuerlichen Erleichterungen, die wir in den Zeiten des Wie­
deraufbaues geben mußten, müssen fortfallen. (Lebhafter Beifall.) Und 
noch ein Weiteres: Der Aufwand, der von gewissen Schichten unserer 
Bevölkerung getrieben wird, ist meines Erachtens nicht weiter tragbar. 
(Lebhafter Beifall.) 

Ein sehr ernstes Problem, das uns ebenso wie andere Länder beschäf­
tigt, ist die Frage des Wertes des Geldes. Glauben Sie nicht, daß es 
da eine Patentlösung gibt. Da muß in der Tat an sehr vielen Stellen 
dafür gesorgt werden, daß uns der Wert unseres Geldes erhalten 
bleibt. (Beifall.) Die Schaffung eines Gremiums von unparteiischen 
Sachverständigen - eine Frage, mit der wir uns wirklich sehr ernstlich 
befassen - wird allein die Frage nicht lösen. Denn auch auf das 
Votum der besten Sachverständigen hören die Menschen in unserer 
Zeit nicht, wenn sie nicht darauf hören wollen. 

Nun, meine Freunde, lassen Sie mich noch ein Wort zu unserer Zeit 
sagen. Ich denke da an ein Gespräch, das ich mit dem Erzbischof 
von Paderborn heute morgen gehabt habe über die maßlose 
Unzufriedenheit unserer Welt, nicht nur der deutschen. Diese maß­
lose Unzufriedenheit ist fast ein Kennzeichen unserer Tage. Immer 
mehr und immer mehr zu verlangen, ist unmöglich, und kein Mensch 
in der Welt soll glauben, daß man dadurch glücklich wird, wenn 
einem jeder Wunsch erfüllt wird. Denn dann hat man überhaupt 
keine Freude mehr am Leben und keine Freude an der Arbeit. (Bei­
fall.) 

Nun werde ich ein sehr heißes Eisen anfassen. Aber man lernt ja, 
sich daran zu gewöhnen. Ich möchte sehr kurz und knapp so sagen: 
Die beiden Sozialpartner in allen Ehren. Aber sie sind nicht die 
höchste Macht im Staat. (Anhaltender lebhafter Beifall, Bravo-Rufe.) 
Die höchste Macht im Staat müssen die Organe haben, die durch 
demokratische Wahlen im Staat zustande kommen und nicht die 
Sozialpartner. (Lebhafter Beifall.) Ich möchte gern einmal wissen, 
wer diesen Ausdruck erfunden hat. Der Mann kann dafür etwas ein­
kassieren. - Nicht die Sozialpartner also sind die höchste Macht, 
deren Interessen nicht immer gegeneinander gehen, sondern die oft 
auch gemeinsam gehen auf Kosten des armen Verbrauchers und Ver­
zehrers. (Beifall.) 

Das wollte ich einmal hier vor Ihnen aussprechen und Sie bitten, - wir 
tragen alle die Verantwortung — nicht blind zu sein für die Fehler 
und Schäden unserer Zeit. Und diese Fehler und Schäden unserer 
Zeit sind in der Tat erschreckend. Arbeit, ist das ein Fluch, meine 
Damen und Herren ? Ich möchte einmal sehen, was geschieht, wenn 
man Leute dazu verurteilte, überhaupt nicht mehr zu arbeiten. Ich 
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habe, wie Sie wissen, im Gefängnis gesessen und hatte nichts zu 
arbeiten. Da lernt man erst den Wert der Arbeit kennen, (Beifall.) auch 
den Wert der Arbeit für die innere Entwidmung des Menschen. Ich 
sage deshalb: Arbeit ist kein Fluch, sie ist ein Segen für den Men­
schen. (Beifall.) Ich würde es außerordentlich begrüßen, wenn das 
gesamte deutsche Volk in allen seinen Schichten — ich nehme keine 
Schicht und keinen Stand aus - sich darüber klar werden würde, daß 
die Arbeit ein Segen ist und kein Fluch. (Beifall.) 

In Köln war der Sozialdemokratische Parteitag. Herr Ollenhauer hat 
in seiner Eröffnungsrede gesagt: Weg mit dem Bundeskanzler I Ich 
wäre ein schlechter Bundeskanzler, wenn der Führer der sogenannten 
Opposition das nicht erklärt hätte. (Heiterkeit.) Wenn er erklärt hätte, 
ich sei ein ausgezeichneter Bundeskanzler, dann würde ich ganz allein 
in mein Kämmerlein gegangen sein und darüber nachgedacht haben: 
Was hast du für eine Dummheit gemacht ? (Heiterkeit.) 

Daß mir also Herr Ollenhauer ein so schlechtes Zeugnis ausgestellt 
hat, nehme ich ihm wirklich nicht übel. Dagegen ist nicht wahr, wenn 
er sagt, die Bundesregierung und die Koalition seien steril. Das ist 
nicht wahr 1 Ich glaube, es sind in der verhältnismäßig kurzen Zeit 
schon 45 Gesetze von dem Bundestag verabschiedet worden, die zum 
weitaus größten Teil von der Bundesregierung vorgelegt waren, und 
eben so viele Gesetze sind jetzt in der ersten Lesung. Aber lassen Sie 
mich auch da etwas einschieben: Ich bin gar nicht glücklich darüber, 
meine Freunde, wenn so furchtbar viel Gesetze gemacht werden. 
(Beifall.) Das ist noch lange kein Beweis dafür, daß die betreffende 
Regierung, die sie vorgelegt hat, oder die betreffenden Parteien, die 
sie angeregt haben, oder das Parlament, das sie beschlossen hat, 
nun wirklich staatsmännisch klug gearbeitet haben. Nein, meine 
Damen und Herren, wenn wir die Zeit dazu hätten, dann würde ich 
vorschlagen, daß wir unsere ganze Gesetzgebung vom ersten Tage, 
an dem wir im Jahre 1949 angefangen haben, einmal einer Nach­
prüfung daraufhin unterziehen können, ob sie noch für die heutige 
Zeit paßt oder nicht. (Beifall.) 

Und noch ein anderes würde ich tun. Ich würde die Landtagswahlen 
der elf Bundesländer auf einen Monat zusammenlegen. (Sehr richtig I 
- Beifall.) Wir haben im Spätsommer, im Herbst, die Bundestagswahl 
abgehalten. Dann ist der Bundestag zusammengetreten, in jeder Frak­
tion sind Veränderungen vorgenommen worden, und allmählich hatte 
man angefangen, sich einzuarbeiten. Nun aber kommen die Land­
tagswahlen, zuerst Nordrhein-Westfalen, dann Schleswig-Holstein, 
Hessen, und in den ersten Monaten des nächsten Jahres Nieder­
sachsen, zum Schluß aber kommt Rheinland-Pfalz. Dann eine kleine 
Pause, und schon geht es weiter. 

Allmählich ist es so geworden, daß bei der Propaganda für die 
Wahlen in den Ländern nicht die Angelegenheiten der Länder die 
Hauptrolle spielen, sondern die der Bundesrepublik. Deshalb kommen 
auch unsere Bundestagsabgeordneten niemals zur ruhigen Überlegung 
und zur ruhigen Arbeit. Daher wäre ich sehr glücklich, wenn sich die 
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Länder einigen könnten, ihre Wahlen im selben Monat, etwa in der 
Halbzeit der Bundestagswahl, abzuhalten. Das würde für das politi­
sche Leben sehr gut sein, in den Ländern und erst recht im Bunde. 
Nun komme ich zur Sozialdemokratie zurück. Wahrscheinlich haben 
Sie nicht die Zeit dazu gehabt, diesen Parteitag der SPD in Köln mit 
großer Genauigkeit zu verfolgen. Selbstverständlich sind dort alle 
Vorschläge angenommen worden. Das brauche ich gar nicht erst zu 
erwähnen. Sehr nachdrücklich und aus Oberzeugung sage ich, daß der 
beste Parteimanager, den ich je in meinem Leben kennengelernt habe, 
Herr Wehner ist. Ich sage nicht: der beste Parteiführer, geschweige 
denn derjenige, der das beste Programm aufstellt. Nein, der beste 
Parteimanager, und der hat das so gemacht, daß dieser ganze Par­
teitag, der an sich Beschlüsse gefaßt hat, die vor Jahren ganz uner­
hört gewesen wären, lautlos, still und geduldig geschluckt und zuge­
stimmt hat. 

Meine Freunde, ich würde viel eher daran glauben, daß es sich hier 
um eine ernste Bekehrung handelt, wenn auf diesem Parteitag leb­
hafte Auseinandersetzungen stattgefunden und dann schließlich eine 
der Richtungen obsiegt hätte; dann könnte man an den Ernst der 
ganzen Sache vielleicht glauben, jedenfalls eher als jetzt. Aber wenn 
sich so etwas vollzieht, wie es sich da ereignet hat, genau wie ein 
Stück auf der Bühne, wo dieser oder jener seinen Spruch sagt, und das 
wird dann beschlossen wie im Theater, dann muß man zweifeln; eine 
ernsthafte Auseinandersetzung um Themen, die noch vor wenigen 
Jahren von der Sozialdemokratie mit allem Elan verteidigt wurden, 
dessen sie fähig war, einen solchen Kampf gab es nicht. 

Ich freue mich eigentlich über jeden Sünder, der Buße tut. Aber in der 
Bibel heißt es ja auch so: „Es ist im Himmel" - ich gehöre noch nicht 
dazu, meine Damen und Herren - (Heiterkeit.) „mehr Freude über 
einen Sünder, der Buße tut, als über 99 Gerechte, die der Buße nicht 
bedürfen 1" (Heiterkeit.) 

Wenn auf diesem Parteitag einer aufgestanden wäre und hätte ge­
sagt: Meine verehrten Genossen — verzeihen Sie, nein - , meine 
verehrten Damen und Herren ! - (Heiterkeit.) Wenn also einer ge­
kommen wäre und hätte gar nicht etwa zurückgegriffen bis in die 
Zeiten Dr. Schumachers, sondern wenn er nur davon gesprochen hätte, 
daß dieselbe Partei in den Jahren 1959 und 1960 den Deutschlandplan 
entwickelt und verteidigt hat - dessen Annahme uns totsicher den 
Verlust unserer Freiheit gebracht hätte —, dann wäre es etwas 
anderes gewesen. Doch davon wurde nicht gesprochen. Es kam 
sofort der brillante Redner des Parteitages, Herr Brandt, und ver­
langte als Belohnung den Eintritt in die Regierung. 

Sehen Sie, das stimmt dann eben nicht mit dem Bibelwort überein, 
denn danach muß der Sünder Buße tun. (Große Heiterkeit. — Beifall.) 
Hier aber, meine Freunde, verlangt der Sünder sofort und a tempo 
Eintritt in die Regierung. Das wirkt etwas ernüchternd; so etwas tut 
man nicht. Man muß sich dann wenigstens eine Anstandspause gön­
nen, nicht aber auf demselben Parteitag diese Belohnung fordern. Es 

21 



hat ja noch Zeit, wahrscheinlich hat es noch sehr lange Zeit I (Heiter­
keit.) Und deswegen wollte man sofort etwas haben. Aber immerhin, 
wir werden uns in unserer Parteiarbeit mit diesem parteipolitischen 
Phänomen, das wir erlebt haben, sehr intensiv beschäftigen müssen, 
damit keine Menschen irregeführt werden. 

Lassen Sie mich jetzt einige Worte zur Außenpolitik sagen: zu Ber­
lin, zu der Zone, zu der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der gesamten Europapolitik. Nach meiner Meinung ist es eine absolute 
Selbstverständlichkeit, daß bei dieser großen Auseinandersetzung 
zwischen Ost und West, zwischen Freiheit und Sklaverei die Ver­
einigten Staaten die Führung behalten müssen. (Beifall.) Und wer, 
meine Freunde, uns und speziell mir unterstellt, daß ich anderer An­
sicht sei, der hat die letzten zwölf Jahre geschlafen. (Sehr richtig I -
Beifall.) Aber Europa, und das ist der Inhalt von Gesprächen gewesen, 
die ich mit dem verstorbenen Staatssekretär Foster Dulles öfters ge­
habt habe, muß ein wertvoller Partner der Vereinigten Staaten sein. 
(Beifall.) 

Das ist unser Bestreben: Wi r wollen die Führung der Vereinigten 
Staaten, Europa soll ein wertvoller Partner sein. Und ich glaube, die 
Vereinigten Staaten legen auch in der jetzigen Administration noch 
Wert darauf, daß Europa ein wertvoller Partner der Vereinigten Staa­
ten ist und bleibt. (Beifall.) Das, meine Freunde, liegt in unserem In­
teresse, liegt aber auch im Interesse der Vereinigten Staaten. 

Man muß sich über folgendes klar sein: wenn es Sowjetrußland ge­
lingen sollte, Westeuropa auf irgendeine Weise in seine Sphäre zu 
bekommen - nicht durch einen Krieg; ich denke jetzt nicht an einen 
Krieg - , dann würde sich in der Hand dieser Diktatur Sowjetrußland 
eine wirtschaftliche Macht vereinigen, die den Vereinigten Staaten sehr 
schwere Sorgen machen würde. Daher ist die Konzeption für uns 
beide dieselbe für die Vereinigten Staaten und für die Europäer: die 
Führung müssen die Vereinigten Staaten haben, weil sie das größte 
Potential einsetzen können; Europa aber muß ein wertvoller Partner 
der Vereinigten Staaten sein und bleiben. (Beifall.) 

Meine Damen und Herren, ich glaube nicht an einen großen Krieg 
mit nuklearen Waffen. Ich glaube nicht daran, weil bis auf weiteres 
- man kann bei all diesen Dingen nicht für die Ewigkeit sprechen; 
man muß immer sagen: bis auf weiteres - bei einer kriegerischen 
Auseinandersetzung mit großen nuklearen Waffen man kaum von 
Siegern und Besiegten sprechen könnte; denn auch derjenige, der 
dann noch übrig bleibt, ist so schwer angeschlagen, daß er auf lange, 
lange Zeit aus diesen Wunden bluten würde. 

Ich glaube nicht, daß sich Chruschtschow über diese Dinge im un­
klaren ist und sich darüber keine Rechenschaft gibt. Ich war im Herbst 
1955 sechs Tage mit Chruschtschow zusammen. Wir haben sehr viele 
Gespräche gehabt, dreimal am Tage sechs Stunden lang. Ich habe 
ihn als einen kaltblütigen klugen Mann kennengelernt, der seine Inter­
essen verficht, der sich aber auch klar darüber ist, wo die Grenze 
für ihn und für andere liegt. 
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Etwas kann einem manchmal Sorge machen: daß Sowjetrußland zu 
der falschen Meinung kommen könnte, der freie Westen sei nicht 
einig. Das muß unter allen Umständen verhütet werden, meine Freun­
de. Ich bin fest überzeugt; wenn Chruschtschow und seine Leute die 
feste Überzeugung hätten, daß die freien Völker des Westens einig 
sind, dann wären wir in manchen Fragen - in der Deutschlandfrage, 
in der Frage der kontrollierten Abrüstung - sehr viel weiter, als wir 
jetzt leider gekommen sind. (Beifall.) 

Selbstverständlich können auch bei den freien Völkern des Westens 
Meinungsverschiedenheiten auftreten. Aber das müssen Sowjetrußland 
und insbesondere Herr Chruschtschow sich doch immer sagen: Die 
freien Völker des Westens sind sich voll klar und einig im Ausgangs­
punkt und in den Zielen ihrer Politik. Wenn dann und wann einmal 
über etwas disputiert wird, so sind das Meinungsverschiedenheiten, 
die den Kern der Sache nicht berühren; das sind Meinungsverschie­
denheiten zweiten und dritten Ranges. 

Aber auch da muß man vorsichtig sein. Namentlich die Presse aller 
Länder sollte sehr vorsichtig in der Behandlung von Meinungsverschie­
denheiten des freien Westens sein. Sie sollte immer darauf hinweisen, 
daß es sich um Angelegenheiten und Meinungsverschiedenheiten han­
delt, die entweder durch Aussprachen beseitigt werden können oder 
in der ganzen Politik überhaupt keine Rolle spielen. 

Ich bedauere, daß auf dem Parteitag der Sozialdemokraten die Rede 
von Meinungsverschiedenheiten zwischen der Bundesrepublik - und 
speziell von mir - mit den Vereinigten Staaten, mit Kennedy gewe­
sen ist. Meine Damen und Herren, es hat gewisse Meinungsverschie­
denheiten gegeben. Aber ist es nicht gut, wenn auch dann und wann 
in der Auseinandersetzung einmal eine andere Meinung ausge­
sprochen wird ? (Beifall.) Gibt das nicht die Klärung, an der alle dos 
größte Interesse haben ? Da sollte die Presse aller Länder sehr viel 
zurückhaltender und vorsichtiger sein und nicht Bagatellen übermäßig 
aufbauschen. (Beifall.) 

Gibt es denn nicht etwa auch auf der anderen Seite Meinungsverschie­
denheiten ? Glauben Sie denn, daß zwischen Rotchina und Sowjet-
rußland vollste Harmonie herrsche? Glauben Sie, daß z. B. zwischen 
Albanien und Moskau vollste Harmonie herrsche ? Sind Sie etwa der 
Auffassung, daß zwischen Moskau und Jugoslawien absolute Harmo­
nie herrsche ? - Keineswegs, aber unsere Presse - ich spreche jetzt 
von der Presse der freien Länder - führt das gelegentlich an, macht 
aber - auch mit Recht - nicht viel Aufhebens davon. Nur wenn auf 
der anderen Seite einmal eine kleine Meinungsverschiedenheit auf­
tritt, wird Gott weiß was für ein Spektakel daraus gemacht. Das 
sollte und darf nicht geschehen. 

Lassen Sie mich nun ein Wort zu Berlin sagen. Ich war vor wenigen 
Wochen in Berlin. Als ich wieder in der Bernauer Straße war und 
das Ganze da erlebt habe - es waren sehr viele Menschen da, um 
mich zu begrüßen und zu sehen - , da war ich in der tiefsten Seele 
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empört, daß so etwas in unserer Zeit inmitten Europas möglich ist. 
(Lebhafter Beifall.) 

Ich mache hier aus meinem Herzen keine Mördergrube und möchte 
insbesondere an die Adresse Sowjetrußiands sagen: für uns - ins­
besondere auch für mich - sind die Fragen der Zone nicht in erster 
Linie politische Fragen, geschweige denn nationalpolitische Fragen; 
für mich sind das in erster Linie menschliche Fragen. (Erneuter leb­
hafter Beifall.) Wenn Sowjetrußland das bedenken würde, und wenn 
es dafür sorgen würde, daß die Deutschen in der Zone ein Leben 
führen können, wie sie es wollen - Sowjetrußland erkennt doch das 
Recht der Selbstbestimmung für alle Völker an - , dann wäre die poli­
tische Seite der Angelegenheit in hohem Maße entschärft. (Beifall.) 
Nun ein Wort zu Berlin: Die drei westlichen Alliierten haben ein Recht 
darauf, in Berlin zu sein, und sie haben Verpflichtungen gegenüber 
Berlin. Aber mit uns steht es so: Wi r wollen Berlin retten, und wenn 
die Freiheit Berlins bedroht ist, dann stellen wir unsere gesamte 
Macht zur Rettung dieser Freiheit zur Verfügung. (Starker Beifall.) 
Meine Domen und Herren I Europa: Sie wissen, daß Verhandlungen 
über den Eintritt Großbritanniens in die Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft schweben. Die Situation ist für Großbritannien - das 
erkenne ich, meine Freunde, absolut an - außerordentlich schwer, 
weil Großbritannien mit den Commonwealth-Staaten durch viele, 
viele Bande auch menschlicher Art und menschlichen Gepräges ver­
bunden ist und wir auf der anderen Seite dieses ungeheure Common­
wealth mit seinen großen Wirtschaftsgebieten innerhalb der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft wohl nicht verdauen können. Das ist 
die Schwierigkeit dieses Problems. 

Ich habe nie ein Hehl daraus gemacht, daß ich es begrüßen würde, 
wenn Großbritannien in die EWG einträte. Aber die Commonwealth-
Frage muß im Einvernehmen aller Beteiligten geregelt werden; denn 
wir können auch nicht etwas tun, was das innerhalb der EWG bis 
jetzt Erreichte gefährdet, ohne daß Großbritannien überhaupt einen 
Gewinn davon haben würde. 

Sie wissen, meine Freunde, daß heute de Gaulle und Macmillan zu­
sammen sind, um diese Frage zu besprechen. Daher werden Sie auch 
verstehen, wenn ich es gerade In diesen Tagen der Besprechungen 
zwischen diesen beiden peinlich vermeide, irgendwie etwas so oder 
so zu sagen; damit würden wir nach meinem Empfinden und nach 
meiner persönlichen Kenntnis der Charaktere der beiden Herren, die 
heute miteinander sprechen, Gefahr laufen, mehr zu schaden als zu 
nützen. 

Um so bedauerlicher finde ich es, daß von Männern, deren Name 
einen Klang hat - sowohl in den Vereinigten Staaten, dort noch mehr, 
aber auch in London - , jetzt gesagt wird, Deutschland und speziell 
Adenauer müßten wählen zwischen de Gaulle auf der einen Seite 
und Großbritannien und Kennedy auf der anderen Seite. Diese vor­
wiegend amerikanischen Zeitungen, die in diesen Tagen derartige 
Artikel in die Welt hinausjagen, schaden der europäischen Einigkeit 
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unendlich ! (Starker Beifall.) Herr Chruschtschow hat in diesen Togen 
viel Ärger wegen der Erhöhung der Fleisch- und Fettpreise. Wenn er 
aber solche Artikel liest, dann glaube ich, daß sie ihm das Tragen des 
Ärgers über die Steigerungen der Preise außerordentlich erleichtern 
werden. (Heiterkeit.) Wer solche Artikel schreibt, meine Freunde, der 
nutzt Chruschtschow und niemandem sonst. (Starker Beifall.) Das muß 
ausgesprochen und es muß dafür gesorgt werden, daß diese sehr 
schwierigen Verhandlungen, die den Eintritt Großbritanniens und vier 
weiterer Staaten in die EWG zum Inhalt haben, klug, zurückhaltend 
geführt werden und daß möglichst nicht vor dem öffentlichen Forum 
verhandelt wird. 

Dahinter steht die Frage der politischen Einigung Europas. Die Frage 
stellt sich von selbst, ob, wenn die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft um so viele Mitglieder vergrößert sein wird, man nicht prüfen 
sollte, ob die europäische politische Gemeinschaft auf einen kleineren 
Kreis beschränkt werden könnte. Ich bedauere es unendlich, daß wir 
in dieser Frage der europäischen politischen Gemeinschaft noch nicht 
weitergekommen sind. Ich habe, weil diese Fragen jetzt so akut ge­
worden sind, nachgelesen, was Robert Schuman, als er mir seinerzeit 
den Entwurf des Montanunion-Vertrages schickte, damals über die 
europäische Einigung geschrieben hat und was er mir insbesondere 
auch über die Frage Frankreich-Deutschland geschrieben hat. 

Frankreich und Deutschland haben schwere Kriege miteinander ge­
führt, aber wir sind Nachbarn. Es kann keine europäische. Einheit, 
auch nicht eine Europäische Wirtschaftsgemeinschaft geben, wenn 
Frankreich und Deutschland nicht Freunde bleiben. (Starker Beifall.) 
Glauben Sie mir, es handelt sich dabei nicht, wie jene Journalisten 
meinen, um eine Freundschaft zwischen de Gaulle und mir. Sicher: 
mein persönliches Verhältnis zu General de Gaulle ist ausgezeichnet. 
Aber was doch unendlich viel wichtiger ist, das ist die enge Verbun­
denheit zwischen dem französischen und deutschen Volk. (Starker 
Beifall.) Daß es uns gelungen ist, diesen alten Zwist aus der Welt zu 
schaffen und aus den beiden Nachbarvölkern wirkliche Freunde zu 
machen - dos ist ein historisches Verdienst auch unserer Partei. (Star­
ker Beifall.) 

Ganz durch Zufall fiel dieser Tage - ich suchte bei mir zu Hause nach 
einem Brief - ein kleiner Karton in meine Hände, der mir, ich glaube, 
Anfang der 50er Jahre übergeben worden ist, und zwar - die Szene 
fiel mir dann wieder ein - von einem französischen Mädchen, das 20 
oder 21 Jahre alt war. Ich war damals in Paris; das Mädchen kam zu 
mir ins Hotel und überbrachte mir das Kriegskreuz, das ihrem irn Krieg 
gefallenen Vater verliehen worden war. Sie brachte mir das als Dank 
dafür, daß es gelungen sei, Freundschaft zwischen den früheren Fein­
den herzustellen. (Starker Beifall.) 

Mehrere Redner, die uns begrüßt haben, haben von den Aufgaben, 
die vor uns stehen, gesprochen, von den Aufgaben von großer Bedeu­
tung. Die Herren haben recht gehabt. Aber die historische Wahrheit 
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ist, daß die ganzen Entwicidungen, die in die Welt gekommen sind, zu 
unserem Nachteil anders verlaufen wären, wenn die CDU/CSU nicht 
jahrelang gegen den härtesten Kampf von sozialdemokratischer Seite 
daran festgehalten hätte, daß Deutschland zum Westen gehört. (Star­
ker Beifall.) 

Die Einführung der Wehrpflicht war nicht populär. Wir haben es ge­
wagt, wir, und wir haben damit Erfolg gehabt, und so könnte ich Ihnen 
eine ganze Reihe von Erfolgen hier vortragen, die unsere Partei im 
Laufe dieser zwölf Jahre für Deutschland und für Europa, und für den 
Frieden und für die Freiheit in der Welt errungen hat. 

Darum glaube ich: Wir sind die Partei der Zukunft. Wir werden wieder 
siegen, auch im Jahre 1965, wenn wir uns selbst treu bleiben, wenn wir 
an uns glauben; wenn wir daran glauben, daß wir so, wie in den 
Jahren der schwersten Not Deutschlands und Europas, an unserer Poli­
tik festhalten und dadurch den Frieden in der Welt, soweit man über­
haupt davon sprechen kann, auch in Zukunft sichern werden. (Lebhafter, 
lang anhaltender Beifall.) 

Ich hoffe, daß Sie von diesem Parteitag in der festen Überzeugung 
scheiden, daß wir eine starke und eine große Partei sind. Wir müssen 
vor allem eine Partei sein und bleiben, die an sich selbst glaubt. Dann 
werden auch die anderen an uns glauben. 

(Lebhafter, lang anhaltender Beifall.) 

Präsident DUFHUES: 

Herr Bundeskanzler! Namens des Bundesparteitages danke ich Ihnen 
für Ihre Worte, vor allem für die Worte des Selbstvertrauens und der 
Ermunterung, die Sie zuletzt an diesen Parteitag gerichtet haben. Ihre 
Rede war ein Beweis für Ihre Bereitschaft und Ihren Willen zur Ver­
antwortung. Dafür danke ich Ihnen. (Lebhafter Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Die Beratungen des Bundesparteitages wer­
den am Montag um 9 Uhr in dieser Halle fortgesetzt. Ich lade Sie noch 
recht herzlich ein, heute nachmittag um 15.30 Uhr an der öffentlichen 
Kundgebung in der Großen Westfalenhalle teilzunehmen, mit der die­
ser Bundesparteitag an die weite Öffentlichkeit tritt. 

Ich schließe damit die Beratungen der heutigen Sitzung. 

Schluß der Sitzung 12.54 Uhr. 
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Dritter Tag: Montag, 4. Juni 1962 

2. Plenarsitzung 
Beginn: 9 Uhr 

Präsident DICHTELt 

Herr Bundeskanzler! Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Ich eröffne hiermit die 2. Plenarsitzung und heiße Sie alle recht herzlich 
willkommen. Auf der Tagesordnung des heutigen Vormittags steht er­
stens ein Vortrag von Professor Dr. Ludwig Erhard und zweitens von 
unserem Arbeitsminister Theodor Blank, beide zum Thema „Die Wirt­
schaftspolitik in ihrer sozialen Bewährung". Ich heiße unsere beiden 
Redner herzlich willkommen und gestatte mir, damit in die Tagesord­
nung einzutreten, indem ich Sie, Herr Bundesminister, bitte, das V/ort 
zu ergreifen. (Beifall.) 

„Die Wirtschoftspolitik in ihrer sozialen Bewährung" 

Prof. Dr. Ludwig ERHARD, Bundesminister für Wirtsd^aft: 

Liebe Parteifreunde! Meine Damen und Herrenl Niemand wird von mir 
erwarten, daß ich mich ein weiteres Mal bemühe, die Ordnungsfunk­
tion und -elemente der Marktwirtschaft - der Sozialen Marktwirt­
schaft — darzulegen und auszudeuten. Dieser 11. Parteitag der CDU 
fällt in das Geschehen einer Zeit, die innen- und außenpolitisch von 
Spannungen geladen ist. Darum geht es hier weder um theoretische 
Abstraktionen, noch erscheint es notwendig, die Erfolge der von uns 
getragenen V/irtschaftspolitik unter Beweis zu stellen. Sie sind Wirk­
lichkeit. 

Es ist die Gegenwart, die unseren wachen Sinn und unseren starken 
Willen herausfordert, wenn wir die Fährnisse in allen unseren Lebens­
bereichen vom menschlichen Sein bis hin zum Schicksal unseres Vol­
kes glücklich meistern und uns den allumfassenden politischen Auf­
gaben im nationalen und weltweiten Raum gewachsen zeigen wollen. 
Es geht also um viel mehr als um ein „System" oder um eine „Teil­
ordnung" unseres Lebens, so sehr wir auch fernab eitler Selbstgefällig­
keit bereit, [o sogar gehalten sind, unsere wirtschaftliche, soziale und 
gesellschaftliche Gegenwart fruchtbar fortzuentwickeln. Wenn wir uns 
des Anfangs unserer politischen Arbeit bewußt werden und uns besin­
nen, woher wir kommen, dann können wir von der CDU, zusammen 
mit unserer Schwesterpartei, der CSU, die feste Zuversicht hegen, daß 
wir auch morgen selbst harte Prüfungen bestehen werden. Und wir 
sind es ja nachgerade gewohnt, daß uns auf unserem Wege geistlose 
Nörgelei begleitet, aber wo wäre das deutsche Volk geblieben, wenn 
wir in den letzten 15 Jahren den innen- und außenpolitischen Vor­
stellungen der Opposition gefolgt wären, von denen sie heute selbst 
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nichts mehr wissen will? (Beifall.) Die Vergeßlichkeit der sozialdemo­
kratischen Führung ist ebenso bemerkenswert wie ihre Gelehrigkeit, 
fremdem Gedankengut nachträglich den eigenen Stempel aufdrücken 
zu wollen und sich als „bessere CDU" oder als eine Art „CDU-Ersatz" 
auszugeben. (Beifall.) 

Wir sind nicht die Sklaven eines Systems, eines Dogmas oder gar einer 
Ideologie, wenn wir gewiß auch nicht bereit sind, bewährte Grundsätze 
über Bord zu werfen, die von letzten sittlichen und religiösen Werten 
beherrscht werden. Das sogenannte pragmatische Prinzip muß dort ein 
Ende finden, wo die Grundsatzlosigkeit zur Auflösung aller Bindungen 
und damit zum Chaos führt. (Beifall.) 

Inmitten unseres Weltbildes steht der Mensch, dem Gottes Wil le als 
Kompaß für das irdische Leben die Gnade des Gewissens hat zuteil 
werden lassen. Und darum möchte ich, ohne der Fragestellung nach der 
sozialen Bewährung der Wirtschaftspolitik ausweichen zu wollen, eine 
Umkehrung der Beweisführung vornehmen und die Frage stellen, ob 
und inwieweit die Menschen in der Ordnung der Sozialen Marktwirt­
schaft die Bewährungsprobe bestanden haben. 

Das wäre ein unwürdiges Leben, anzunehmen, daß [eder tun und lassen 
dürfe, was ihm gerade behagt, und daß es das gute Recht des Indivi­
duums sei, innerhalb oder am Rande bestehender Gesetze und fühlios 
gegen seine Mitmenschen seichtestem Egoismus zu fröhnen — kurz und 
im besonderen gesagt, die Soziale Marktwirtschaft wäre nicht mehr und 
hätte nichts anderes zu besorgen, als fernab jeder menschlichen Ver­
antwortung den mechanisch-gesetzmäßigen Ablauf des ökonomischen 
Geschehens zu regeln. Eine solche Ordnungsvorstellung müßte unsere 
Welt zu einem Automaten werden lassen, in dem sich die Bewegungs­
freiheit nur innerhalb streng gesetzter Normen vollzieht. 

Welches Armutszeugnis stellen wir uns selbst aus, wenn wir innerhalb 
der Sozialen Marktwirtschaft Besinnung und Verantwortung als system­
fremd außer Kraft setzen wollten. Wilhelm Röpke, dem gewiß niemand 
Verrat an der Marktwirtschaft vorwerfen möchte, hat es gesagt, daß 
die entscheidenden gesellschaftspolitischen Kriterien jenseits von An­
gebot und Nachfrage liegen. Die Marktwirtschaft besteht nicht in sich 
selbst, sie vollzieht sich nicht in einem isolierten Lebensraum, sondern 
macht nur einen Teil des Schicksals der Menschen und Völker aus. Die 
Soziale Marktwirtschaft will die Menschen nicht in die seelenlose Öde 
eines Termitenstaates pressen. Sie will das gesellschaftliche Zusammen­
leben nicht auf die Formel des Befehlens und Gehorchens reduzieren. 

Das ist die menschlichste und zugleich beste Ordnung, in der dem ein­
zelnen ein Höchstmaß an Freiheit, aber dazu dann auch an Verant­
wortung anheim gegeben ist. Freiheit in der sittlichen Bindung und in 
der Verantwortung vor Gott und den Menschen, das sind und bleiben 
die unantastbaren Grundlagen unserer Politik. (Beifall.) Mit denen, die 
einen sittlichen Appell an die menschliche Verantwortung und an die 
Bewährung in der Freiheit als gegen den Geist der Marktwirtschaft 
verstoßend nicht gelten lassen wollen, habe ich jedenfalls nichts ge-
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mein. Diesem grundsätzlicfien Problem kommt weit über den ökono­
mischen Rahmen hinaus absolute Geltung zu. 

Lernen wir aus der Geschichte! Nicht zuletzt kam in den letzten 50 
Jahren soviel Unheil über die Welt, weil die Völker und Staatsmänner 
eine Synthese zwischen Freiheit und Verantwortung nicht zu finden ver­
mochten, weil sich weder der Wil le zur Freiheit und zur Abwehr jed­
weder Gewalt deutlich genug ausprägte, noch sich über partielle oder 
nationale Interessen hinaus eine höhere gemeinsame Verantwortung 
manifestierte. Nicht nur daß die Völker ihr Leben in nationaler Eng­
stirnigkeit bewahren zu können glaubten, es war auch nichts von der 
Einsicht zu spüren, daß die einzelnen Seins-Bereiche der Menschen 
vom Erleben des Alltags in der Familie und im Beruf über gesellschaft­
liche Bindungen profaner Art bis zu den höchsten Werten der Ge­
meinschaft und der Religion sowie der schicksalhaften Verflechtung 
des volklichen Lebens mit politisch geschichtlichen Entwicklungen und 
Ereignissen ein untrennbares Ganzes bilden. Man glaubte noch wie zu 
Metternichs Zeiten, daß z. B. Wirtschaft nur „Wirtschaft" und Politik 
eben „Politik" sei, daß jeder Ausdruck des menschlichen Lebens sozu­
sagen ressortmäßig manipuliert werden könne, und dabei noch eine 
ewig gültige Rangordnung vorgegeben wäre. So kam es über die 
Weltwirtschaftskrise, Massenarbeitslosigkeit, nationalistisch-egoistische 
Inzucht und die Auflösung aller Bande der Völkergemeinschaft fast 
zwangsläufig dahin, daß verbrecherische Elemente auf dem Hinter­
grund wirtschaftlicher und sozialer Krisen jenes schreckliche Inferno 
auslösen konnten, dessen lebendige Zeugen wir waren und dessen 
Trümmer wir vorfanden, als wir die politische Verantwortung in 
Deutschland übernahmen. 

So viel Unheil mußte die Geister anrühren und die Völker für neuzeit­
liche Ideen der Zusammenarbeit und der Versöhnung aufgeschlossen 
machen. Erkennen wir es immer wieder dankbar an, daß jenes Europa, 
das mehr und mehr solchen Geist atmet, nicht zuletzt der Initiative der 
Vereinigten Staaten zu verdanken ist. Und wir haben uns heute die 
Frage vorzulegen, was uns zu tun aufgegeben bleibt, damit sich ge­
fährliche Entwicklungen wie die der Dreißiger Jahre, von innenpoliti­
schen Fehlleistungen ausgehend, sich in der Demontage der weltwirt­
schaftlichen Zusammenarbeit fortsetzend und am Ende in einer fast 
fatalistischen Einstellung gegenüber Drohung und Gewalt gipfelnd, 
nicht noch einmal wiederholen können. Anders ausgedrückt heißt das: 
Wie können wir unsere innere und äußere Ordnung so festigen, daß 
sie den Anforderungen unserer Zeit gerecht wird? 

Zwar sieht uns das Jahr 1962 formal noch immer in einer Welt der 
Nationalstaaten, aber eine isolierte nationalstaatliche Politik als solche 
kann kaum mehr als eine Erinnerung an gestern, als eine geschichtliche 
Reminiszenz bedeuten. Das Bewußtsein eines unteilbaren und gemein­
samen Schicksals aller freien Völker lebt als eine ständige Mahnung in 
uns. Die Denkmodelle der Vergangenheit sind für alle Nationen un­
brauchbar geworden. Das Schicksal der Bevölkerung von Hamburg 
oder von München wird am Ende ein gleiches sein wie das der Men-
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sehen in Paris oder Rom, und ihr Ergehen wird sich wiederum nicht 
unterscheiden von dem der Bewohner New Yorks oder Londons. Ge­
messen an den letzten Möglichiceiten oder Unmöglichkeiten dieser Welt 
zwingen uns Sorge und Zuversicht gleichermaßen zusammen. Die Er­
kenntnisse der Naturwissenschaft sowie die stürmische Entwicklung der 
Technik, der Wirtschaft, des Verkehrs und der Waffen haben die Be­
dingungen unseres Daseins so grundsätzlich verändert, daß gerade die 
praktische Politik diesem dynamischen Prozeß Rechnung tragen muß. 
Nicht nur wir Deutschen spüren es angesichts unserer nationalen Not, 
daß in der angestoßenen weltweiten Auseinandersetzung auf allen 
Ebenen des Lebens der isolierte Nationalstaat zur Unfruchtbarkeit, 
wenn nicht gar zum Untergang verurteilt ist. Das aber wiederum heißt, 
daß wir nicht nur aus der Interessenlage des Augenblicks und auch 
nicht um materieller Vorteile willen politische Entscheidungen zu tref­
fen haben, sondern in unlösbarer Bindung an höchste gemeinsame 
Werte und um ihrer Verteidigung willen einen klaren Standort be­
ziehen müssen. (Beifall.) 

Bittere Erfahrung sollte uns gelehrt hoben, daß diese allumfassende 
Verpflichtung eine Aufspaltung nach politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Konsequenzen nicht mehr zuläßt und daß unser Handeln 
und Unterlassen nicht an bloßer Zweckmäßigkeit oder Nützlichkeit aus 
nationaler Schau heraus orientiert sein darf. Das westliche Bündnis 
schließt die Notwendigkeit ein, es immer mehr und mehr und immer 
dichter zu einer umfassenden politischen, wirtschaftlichen und militäri­
schen Gemeinschaft auszubauen und es damit zum stärksten Hort der 
Freiheit in dieser Welt werden zu lassen. Unsere Freunde hoben ein 
Recht darauf, in unmißverständlicher Weise zu wissen, wo wir stehen. 
Ihre Bereitschaft, auch für die Belange des deutschen Volkes, sein 
Selbstbestimmungsrecht und für die Freiheit Berlins einzutreten, erfor­
dert in unserer Haltung und Gesinnung, aber auch im Politischen über­
zeugenden Ausdruck und eine von jedem Zwielicht freie, klare und 
unmißverständliche Antwort. 

Wie im Zusammenleben der Menschen die Grundlage des Verstehens 
das gegenseitige Vertrauen ist, so dürfen auch Bündnisse der Völker 
nicht von Mißtrauen oder Zweifel überschattet sein. Ein politisches 
Klima solcher Art könnte die Position keines Partners stärken, wohl 
aber müßte es zuletzt die Einheit gefährden und die gemeinsame Kraft 
schwächen. 
Lassen Sie mich nun im besonderen von der europäischen Politik spre­
chen I Es ist uns gelungen, die integrierende Wirkung der wirtschaft­
lichen Zusammenarbeit dem Reifeprozeß einer immer besseren poli­
tischen Verständigung nutzbar zu machen. Die Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft hat sich zu einer starken Kraft entwickelt. Ihr die in den 
Römischen Verträgen vorgesehene Fortentwicklung zu ermöglichen und 
ihre Ausweitung auf alle Staaten des freien Europa zu verwirklichen, 
die willens und in der Lage sind, ihre Ziele anzuerkennen, ist eine der 
großen Aufgaben, die unmittelbar vor uns liegen. Auch wollen wir den 
unserer geistigen Welt zugehörigen Neutralen mit Aufgeschlossenheit 
begegnen, um Schaden von ihnen abzuwenden. 
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Der ungetrübte Fortbestand freundschaftlich vertrauensvoller Zusam­
menarbeit mit Frankreich auf politischem und wirtschaftlichem Gebiet 
bleibt nicht nur im Interesse dieser beiden Länder ein entscheidendes 
Element der europäischen Politik überhaupt. Wir bekennen uns zu die­
ser Freundschaft ausdrücklich und aus ehrlichem Herzen. (Beifall.) 

Die europäische Einigung aber muß im Interesse der Freiheit und der 
Selbstbehauptung des Kontinents vollendet werden. England gehört 
zu Europal Jede andere Vorstellung ist und bleibt gespenstische Un-
wirklichkeit und bedeutet einen gefährlichen Rückfall in die politischen 
Denkkategorien des vergangenen Jahrhunderts. (Beifall.) 

Aber auch jenen anderen Staaten, die auf dem Wege zu uns sind, 
sollten wir verständnisvoll entgegenkommen, um mit ihnen unsere Ge­
meinschaft noch kraftvoller zu gestalten. Die räumliche Weitung der 
EWG wird ihre innere Geschlossenheit nicht beeinträchtigen. Ich ver­
trete den Standpunkt, daß manche Spannungen und Störungen im 
engeren Raum einen besseren Interessenausgleich im weitören Rahmen 
finden und damit indirekt, ober organisch zu einer Stärkung der poli­
tischen Kraft dieser Gemeinschaft führen werden. Selbst Herr Chru­
schtschow hat das inzwischen erkannt. 

So geschlossen und stark aber auch dieses freie Europa sein mag, seine 
weltweite historische Aufgabe wird es doch nur in einem engen Zu­
sammenhalt mit den Vereinigten Staaten von Amerika erfüllen können. 
Die Welt soll wissen, daß wir Deutsche zu diesem Bündnis stehen und 
daß wir den uns daraus erwachsenden Verpflichtungen getreulich nach­
kommen werden. Wieviel Europa Amerika zu verdanken hat, habe ich 
bereits anklingen lassen; aber es ist nicht nur das Gefühl der Dank­
barkeit, und es ist auch nicht bloß politische Taktik, sondern gleicher­
maßen gebieten uns Vernunft und Einsicht, das Bündnis mit den Ver­
einigten Staaten durch unseren eigenen Beitrag unzerstörbar und 
unlösbar werden zu lassen. (Beifall.) 

Die Weltlage erfordert auch aus spezifisch deutscher Sicht einen immer 
festeren Zusammenhalt der freien Welt. Eine solche Stärkung aber er­
reichen wir gewiß nicht durch Zweier- oder Dreierlösungen. Der Bilate­
ralismus hat sich nicht nur in den wirtschaftlichen Beziehungen der 
Völker als schädlich und unbrauchbar erwiesen; darum kann und darf 
diese Idee auch nicht länger Modell für das politische Zusammengehen 
der Völker sein. Kein derartiger Versuch bedeutet eine brauchbare 
Antwort auf die zur Entscheidung stehenden Fragen unserer Zeit. 

Halten wir uns an Stelle einer dem einen oder dem anderen lieb­
gewordenen Romantik lieber an die Wirklichkeit. Diese verlangt, daß 
die Interessen in möglichst großer Übereinstimmung bleiben. Das aber 
heißt, daß wir fachlich und sachlich regionale Differenzierungen oder 
gar Teilungen im Rahmen des größeren Bündnisses überwinden bzw. 
meiden müssen. Die Initiative des amerikanischen Präsidenten, die wirt­
schaftlichen Verbindungen der Vereinigten Staaten zu der übrigen 
freien Welt — und dabei insbesondere im atlantischen Raum — wesent­
lich zu intensivieren, wird - dessen bin ich gewiß — nicht zuletzt auch 
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dem Bewußtsein der politischen Zusammengehörigkeit dienen. Das 
Verlangen der Menschen nach Frieden, Freiheit und Sicherheit findet 
keine letzte Antwort in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft noch 
in einer europäischen Einigung überhaupt, sondern verlangt nach 
einer Verklammerung der atlantischen Welt, die unserer Generation 
und denen, die nach uns kommen, Schutz und Sicherheit bietet. 

Damit ist aber wieder eine grundsätzliche Frage angerührt. Führt die 
Verstärkung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit sozusagen „automa­
tisch" zu einer engeren politischen Übereinstimmung oder Einheit? 
Diese Frage ist gewiß nicht ketzerisch gemeint, denn jedwede Integra­
tion - auf welchem Felde auch immer - verstärkt das Bewußtstein eines 
gemeinsamen Schicksals in allen Lebensbereichen. Auf Deutschland 
bezogen ist die Problemstellung wegen der Ausdeutung auf den euro­
päischen Raum nicht uninteressant, ob etwa der Deutsche Zollverein, 
d .h. also eine wirtschaftliche Integration, zu der politischen Formie­
rung unseres Landes geführt hat oder ob nicht umgekehrt das politische 
Bewußtsein um die Zusammengehörigkeit zerrissener deutscher Länder 
und Stämme den Deutschen Zollverein erzwang. Ich neige jener letz­
teren Auffassung zu und ziehe daraus die Konsequenz, daß auch aus 
der EWG nicht „automatisch" eine neue, festgefügte politische Gestalt 
Europas erwachsen muß, wenn sie nicht von einer europäischen Idee, 
einem neuen europäischen Leitbild und vor allem von einem starken 
politischen Willen getragen wird. (Beifall.) Nicht daß in dieser Rich­
tung keine hoffnungsvollen Ansätze vorhanden wären, daß es an 
einem europäischen Idealismus gebräche, daß es der Sehnsucht nach 
einer europäischen politischen Einheit ermangelte; aber bleiben wir 
nüchtern und vertrauen wir nicht darauf, daß uns Konstruktionen und 
Institutionen allein das ersehnte Ziel erreichen lassen. 

Ziehen wir die Nutzanwendung: Unser gemeinsames politisches Schick­
sal entscheidet im letzten nicht nur über Frieden und Freiheit, sondern 
vordem über unser wirtschaftliches und soziales Sein. Aber dieses 
letztere ist wiederum nicht nur die abhängige Komponente, sondern es 
erwächst umgekehrt aus einer gedeihlichen und befriedeten Ordnung 
die Kraft und die alle freien Völker versöhnende Bereitschaft, um 
solcher Werte willen entschlossen und geschlossen den vollen politi­
schen Einsatz zu wagen. Gewiß ist die soziale Sicherheit ein unverlier­
barer Bestandteil der inneren Kraft zur Gewährleistung eines freiheit­
lichen demokratischen Lebens; aber gerade diese Erkenntnis muß uns 
daran hindern, im nationalen Bereich über die Maße und Grenzen, die 
sich alle Partner gesetzt haben, hinwegspringen zu wollen. In meiner 
Rede vom 21. März sagte ich aus wohlerwogenen Gründen: 

„Der Konkurrent auf dem Weltmarkt mag sich vielleicht freuen, wenn 
sich der deutsche Mitanbieter aus eigener Schuld selbst schwächt; aber 
das wäre nur die primitive Seite dieser Reflektion. Ich hege nicht ohne 
Grund die tiefe Besorgnis, daß man in der freien Welt am Ende gar 
befürchten könnte, ein Volk, das aus tiefer Tragik heraus so Großes 
vollbracht hat, könnte in erneuter Maßlosigkeit seiner Wünsche und 
Vorstellungen noch einmal zum Störenfried werden. Welchen Schutz, so 
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könnte man allenfhalben im Ausland fragen, haben wir gegenüber 
gefährlichen Reaktionen des deutschen Volkes nach außen, wenn dieses 
selbst, die eigene, innere Leistung mißachtend, sich auf den Weg des 
wirtschaftlichen und sozialen Abenteuers zu begeben bereit ist?" 

Diese Sorgen gelten der inneren Ordnung in außenpolitischer Sicht. So 
wie wir uns in den rückliegenden Jahren dessen bewußt waren und 
auch entsprechend gehandelt haben, daß über das nationale Interesse 
hinaus wir auch Verantwortung für das Gefüge der freien Welt tragen, 
so sollten wir heute erkennen, daß der bedenkenlose Egoismus mancher 
Gruppeninteressen sehr wohl dahin wirken könnte, die in der freien 
Welt mühsam zurückgewonnenen Handels- und Zahlungsbilanz-Gleich­
gewichte nochmals zu gefährden. Von deutscher Seite aus können wir 
zur Ordnung und zum Ausgleich des internationalen Waren- und Kapi­
talverkehrs nichts Besseres beitragen, als uns in den Maßen und Gren­
zen zu bewegen, die heute fast zu einer wohlerwogenen, selbstver­
ständlichen Verpflichtung der modernen Industriestaaten geworden 
sind. Leider kann das noch nicht besagen, daß die intervalutare Ord­
nung frei konvertierbarer Währungen befriedigend funktionieren wür­
de. Ungeachtet des Fortschritts im System dauern die Wettbewerbs­
verzerrungen vor allem durch nationale Einwirkungen auf die Belastun­
gen im grenzüberschreitenden Verkehr fort und stören die echte Ver­
wirklichung eines „gemeinsamen" Marktes. 

Die Bundesrepublik hat es bezeugt, daß sie um Europas willen manches 
Opfer zu bringen bereit ist; aber diese Entsagung hat auch Grenzen, 
die dort liegen, wo die Lebenshaltung des deutschen Volkes ernstlich 
Schaden leiden oder aber unsere bäuerliche Bevölkerung in Existenz­
not geraten müßte. Wir wissen alle darum, daß die Agrarpolitik in 
oller Welt nicht streng liberalen Prinzipien huldigt; aber wir wollen es 
deutlich aussprechen, daß kein Agrarisolationismus der Sechs uns von 
unseren traditionellen Märkten trennen darf. Das Europa, das wir mei­
nen, ist kein „Geschäft". Es findet seinen Sinn nicht im Geben und 
Nehmen, d. h. im Aushandeln von materiellen Vorteilen und Nach­
teilen; nein, das wirkliche Europa muß seinen tiefen Gehalt in der 
organischen Zuordnung aller Lebensbereiche der Völker finden. Es ist 
auf diesem Wege ohnehin nicht leicht, die Grenzen zwischen natio­
nalem Eigennutz und übernationaler gemeinsamer Verantwortung 
richtig abzustecken. Derzeit bewegen wir uns sozusagen zwischen den 
Fronten und zwischen den Zeiten, was besagen soll, daß unsere Zu­
sammenarbeit noch nicht ausgereift genug ist, um damit allein unsere 
Gegenwart bewältigen zu können, die schon die Konturen von morgen 
erkennen läßt. 

Mit meiner schon zitierten Rede habe ich nicht Gruppen und Organi­
sationen, sondern vor allem den einzelnen Menschen ansprech'en wol­
len. Von denen wurde ich auch gehört und verstanden; aber das war es 
ja gerade, was die Opposition zum Widerstand und Widerspruch 
reizte. Die Macht des Kollektivs über die menschlichen Seelen soll nicht 
geschwächt werden. Diese Haltung ist nicht etwa wegen des beson­
deren Anlasses interessant; sie gewinnt vielmehr Bedeutung unter 
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einem demokratischen Aspekt und zwingt fast zu der Fragestellung, ob 
der Bürger etwa nur vor Wahlen der Ehre einer direkten Ansprache 
seitens verantwortlicher Politiker teilhaftig werden soll. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Ich gehöre nicht zu denen, die mit schönen Reden und leeren Ver­
sprechungen um die Gunst des Volkes buhlen und ihm deshalb nicht 
auch einmal eine bittere V\/ahrheit zu sagen bereit sind. So habe ich 
denn auch von dem Gesagten nichts zurückzunehmen. Ja, von Monat zu 
Monat zeigt sich immer deutlicher, wie richtig meine Prognose war und 
wie berechtigt mein Anliegen ist. Mit Fatalismus oder Pessimismus hat 
das nichts zu tun. In diesen Fragen aber ist meine unmittelbare Ver­
antwortung angesprochen, und dazu glaube ich, daß es weiser ist, 
einer bedenklichen Entwicklung rechtzeitig zu begegnen, als die Dinge 
- oder besser gesagt, die Menschen - treiben zu lassen. (Lebhafter 
Beifall.) 

Man lese nur die Berichte der Deutschen Bundesbank, die in der Amts­
sprache inhaltlich genau das gleiche wiedergeben, was zu sagen not­
wendig ist. Die SPD, die bisher zu [eder Zeit den Teufel an die V/and 
gemalt und periodisch immer wieder kommendes Unheil vorausgesagt 
hat, findet - mit der Ausnahme natürlich, daß die Regierung, wie 
immer, versagt habe - mit einem Male, daß unsere wirtschaftliche 
Lage und Entwicklung durchaus gesund seien und darum überhaupt 
kein Anlaß bestünde, Mahnungen und Besorgnisse auszusprechen. Al l 
das sei vielmehr nur geeignet, diese gute Konjunktur unheilvoll zu be­
einflussen. Diese Taktik wäre unverständlich, wenn hinter ihr nicht 
Methode steckte. (Sehr richtig! - Sehr wahr!) Die Opposition wil l die 
aktivistische Lohnpolitik nicht gezügelt wissen, und vor allem soll sich 
nicht auch noch die öffentliche Meinung mit dieser Frage befassen. Die 
Bevölkerung soll wegen der steigenden Preise nur auf die Regierung 
schimpfen dürfen, die es - wohlgemerkt trotz der guten Konjunktur -
an jeder konjunkturpolitischen Voraussicht habe fehlen lassen. (Sehr 
gutl) 

Im besonderen wäre hier anzumerken, daß in bezug auf die Auf­
wertung - ganz gewiß ein konjunkturpolitisches Mittel - eine moderne 
Form von „Dolchstoßlegende" im Entstehen begriffen ist, die besagt, 
daß an der allenthalben spürbaren Abschwächung unserer Wett­
bewerbsfähigkeit — auf einmal also doch! — eben jene Aufwertung 
schuld trage. Diese Aussage bedeutet in Wahrheit kaum mehr als ein 
dürftiges Feigenblatt, das das Versagen der Sozialpartner nicht ver­
decken kann die sich trotz ständiger Hinweise so benahmen, als hätten 
wir nicht auf-, sondern abgewertet. (Beifall.) Das heißt, man hat sehen­
den Auges und doch blind gegenüber den unausweichlichen Folgen 
die Kostenerhöhungen auf allen Ebenen munter vorangetrieben. 

Es ist überhaupt psychologisch interessant und verdient auch politisch 
registriert zu werden, daß sich die Tarifpartner, deren autonome Ent­
scheidungen doch wahrlich von großem Einfluß auf die Entwicklung 
sind, bei sichtbar werdenden Fehlleistungen zuerst einmal die Hände in 
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Unschuld zu waschen suchen und dann - so oder so - schliel3Iich doch 
die Ursache des Übels bei der Regierung oder den politischen Par­
teien finden. Der Wirtschaftsexperte der SPD streichelt sogar beide 
Partner; denn abgesehen von den „Konzernherren" und „Großkapita­
listen", die ihre Macht mißbrauchen, seien weder die Unternehmer 
noch die Arbeitnehmer für Preiserhöhungen verantwortlich zu machen; 
Schuld trögt eben immer wieder die Bundesregierung allein. Ja, wenn 
Sie es noch nicht wissen sollten: Der Bundesvorstand der SPD hat 
beschlossen, daß die starken Kurseinbrüche vom Dienstag letzter 
Woche an allen internationalen Börsen auf meine „völl ig unbegrün­
deten" Alarmreden zurückzuführen seien. (Heiterkeit.) Was sind diese 
„Kapitalisten" an den Börsen doch für merkwürdige Leute, und welche 
geheimnisvolle Absprache mag da wohl vorgelegen haben, daß zehn 
Wochen nach der besagten Rede alle Börsen der Welt gleichzeitig und 
in gleicher Weise reagierten. Jetzt fehlt nur noch die Feststellung, daß 
die „Aufklärung" dieses Falles durch den Parteivorstand der SPD alle 
Börsen sofort wieder beruhigt hätte. (Heiterkeit.) Man ist geneigt, hier 
an die lustigen Streiche von Max und Moritz zu denken, denn ernster 
sind solche Witze wirklich nicht zu nehmen. (Lebhafter Beifall.) 

Aber lassen Sie uns wieder zu sachlicher Betrachtung zurückkehren; Ich 
bin keineswegs der Auffassung, daß nicht auch Regierung und Bundes­
tag - aber das gleiche gilt analog für die Länder und Kommunen -
durch die starke Aufblähung der Haushalte wie auch durch die spezi­
fische Verwendung der Mittel nach der produktiven oder konsumptiven 
Seite hin der latenten Preissteigerung noch Auftrieb gegeben haben. 
Auch wir Abgeordnete von der CDU/CSU haben da und dort wohl 
gefehlt. Wir sind keine Pharisäer, die immer nur der Opposition mit 
ständig ausgestrecktem Finger alle Schuld anlasten wollen. Aber wie 
sähe wohl der Bundeshaushalt aus, wenn unsere Fraktion in den rück­
liegenden Jahren allen Anträgen der Opposition nach Mehrausgaben 
gefolgt wäre, und wie wäre es dann um unsere Währungsstabilität be­
stellt! (Lebhafter Beifall.) 

Ich hoffe, wir stimmen darin überein, daß angesichts der derzeitigen 
konjunkturellen Lage eine allgemeine Erhöhung der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer überhaupt nicht in Frage kommen kann, - ja, daß 
diese das sicherste Mittel wäre, um das Steueraufkommen von morgen 
zu mindern. (Sehr gut! - Beifall.) Es würde indessen den Rahmen dieses 
Parteitages sprengen, wenn ich mich in einem volkswirtschaftlichen 
Fachreferat erschöpfte oder Sie gar mit Zahlen überfüttern wollte. Ich 
kann für mich gewiß in Anspruch nehmen, daß ich nunmehr über 14 
Jahre hinweg die wirtschaftlichen Entwicklungen richtiger beurteilt 
habe als meine Widersacher. (Bravo! - Starker Beifall.) Aus den Druck­
sachen des Bundestages allein könnte man Bände füllen, die dafür 
zeugen. 

Ich wiederhole es darum noch einmal, was ich immer wieder gesagt 
habe: Mich bewegt nicht die Sorge um die Konjunktur als solche; -
ja, man kann es nachlesen, daß ich zum Jahreswechsel für das Jahr 
1962 die Erhaltung der Vollbeschäftigung und einen weiteren Anstieg 
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des Sozialprodukts vorausgesagt habe. Aber es ist fast unmöglich, 
dabei zu verkennen, daß sich der weitere Ablauf der Hochkonjunktur 
unter entscheidend veränderten Daten und auch in einem anderen 
wirtschaftlichen Kümo vollzieht. Diese Wandlung kann auf die Dauer 
nicht ohne Rückwirkung auf das Konjunkturbild und das Wirtschafts­
geschehen bleiben, wenn wir nicht alle bereit sind, in innerer Wahr­
haftigkeit Bilanz zu ziehen, die neuen Fakten zu erkennen und danach 
zu handeln. Man muß wirklich kein zünftiger Nationalökonom sein, um 
die Unhaltborkeit mancher Entwicklungen zu begreifen. 

Man wiederhole auch nicht das fade Geschwätz, daß ich gewerk­
schaftsfeindlich eingestellt sei, wenn ich um des Ganzen willen in man­
cher Sache auch diese ansprechen muß. Handele ich denn gegenüber 
Unternehmerorganisationen anders? — Ich kenne nicht nur schwarz oder 
weiß, gut oder böse, so wie die Opposition die Welt sieht. Aber hier in 
Dortmund muß es klar ausgesprochen werden, daß es eine nun schon 
geschichtliche Tatsache, aber auch die Wirklichkeit von heute ist, daß 
es unsere Politik - unsere Politikl - war, die den Arbeitnehmern zu 
Wohlfahrt und sozialer Sicherheit verholfen hat, (starker Beifall.) und 
zwar - in den entscheidenden Phasen - gegen den Widerstand der 
Opposition, die - was ich verstehen kann - daran nicht mehr erinnert 
werden möchte. 

Umgekehrt möchte ich das alles gewahrt wissen. Ich kann mein Ver­
halten darum auch nicht von der Gunst oder Ungunst der Meinungen 
bzw. von der Gnade oder Ungnade von Organisationen abhängig 
sein lassen. (Lebhafter Beifall.) Zum Wesen einer harmonisch befrie­
deten Gesellschaft gehört auch, daß sich die Menschen aus den ver­
schiedensten Lagern verständnisbereit zeigen und einander unvorein­
genommen anhören, Meinungen gegeneinander abwägen und in dem, 
der einen anderen Standpunkt vertritt, nicht den unversöhnlichen Feind 
erblicken, der verdächtigt und beschimpft werden muß. (Lebhafter Bei­
fall.) 

Die wenigen statistischen Zahlen, die ich jetzt anführe, sind weder von 
mir erfunden noch erstellt. Denken Sie also mit mir nach! 

Ich habe schon betont, daß wir uns nicht einfallen lassen sollten, die 
Maße zu sprengen, die in der wirtschaftlichen Welt der Realitäten 
Barrieren setzen. Wi r würden dadurch unsere Ordnung gefährden. So 
schlecht und unsozial kann ja wohl die deutsche Wirtschaftspolitik 
nicht gewesen sein, wenn sie es aus einem rauchenden Trümmerhaufen 
und ollem übrigen Unheil neben der fast unvorstellbaren materiellen 
Wiederaufbauleistung, den erdrückenden Lasten aus Krieg und Kriegs­
folgen sowie den Verteidigungsaufwendungen dennoch zuwege 
brachte, daß heute - im Jahre 1962 - der Arbeitnehmer in der Bundes­
republik im Vergleich zu allen anderen europäischen Ländern über die 
kürzeste Arbeitszeit, den längsten Urlaub, den höchsten Lohn sowie 
über das fortschrittlichste soziale System der Welt verfügt. Im Grunde 
genommen müßte selbst der politische Gegner vor Scham erröten, 
wenn er das alles nicht gelten lassen wil l . Niemanden kann dieser 

36 



Erfolg mit mehr Freude und Stolz erfüllen als mich, aber das eben 
gibt mir auch das Recht der freien Rede gegen jedermann. Wenn wir 
uns im Jahre 1959 bezüglich der Lohnhöhe in die absolute europäische 
Spitzengruppe eingereiht haben, verdient es im Hinblick auf die Er­
haltung unserer Wettbewerbsfähigkeit verzeichnet zu werden, daß in 
den darauffolgenden zwei Jahren die Löhne und Gehälter je ge­
leisteter Arbeitsstunde in Deutschland um 23%, in Frankreich um 14%, 
in Großbritannien um 9%, in Belgien um 7 % und in den USA nur um 
6 % anstiegen. Die Lohnkosten'je Produktionseinheit stiegen während 
des gleichen Zeitraumes in Deutschland um 8 % , in Frankreich und 
Großbritannien um 4 % , in Belgien ergab sich mit plus minus null ein 
Ausgleich, die Vereinigten Staaten gar können mit minus 3 % einen 
beachtlichen Erfolg verbuchen. Das Jahr 1962 wird mit fast absoluter 
Sicherheit die wettbewerbschmälernde Diskrepanz noch weiter auf­
reißen, denn bei unseren Partnern richtet man sich auf eine Lohn­
erhöhung von rund 3 % ein. 

Was das deutsche Volk im Wiederaufbau geleistet hat, mag als ein 
Wunder anmuten, aber jetzt versuchen wir gar noch zu zaubern. Hatte 
sich schon im Jahre 1961 die negative Produktivitätsscheere mit einer 
Erhöhung des Arbeitseinkommens aus Lohn und Gehalt von rund 1 0 % 
je Beschäftigten und nur noch einem Produktivitätszuwachs von rund 
4 % weit geöffnet, so ist für das laufende Jahr noch ein ungünstigeres 
Ergebnis zu erwarten. Der oft gehörte Hinweis, daß die Arbeitskosten 
zwar unterschiedlich, aber im ganzen doch immer nur einen Teil der 
Herstellungskosten ausmachen, ist nicht mehr als eine Milchmädchen­
rechnung, denn es gibt keinen Wirtschaftszweig, bei dem in den Roh-
und Hilfsstoffen, in den Dienstleitstungen Dritter, in den Investitions­
gütern und über diese wieder zurück bis zu den Grundstoffen nicht die 
gleiche Lohnkostenbelastung wirksam wäre. 

Eine von der Deutschen Bundesbank ausgewiesene Statistik beleuchtet 
schlagartig, wie unverkennbar und wie rasch sich unsere internationale 
Wettbewerbsposition gerade auch im EWG-Raum verschlechtert. Wenn 
wir die Arbeitskosten pro Stunde in der verarbeitenden Industrie 
Deutschlands von 1959-1961 jeweils gleich 100 setzen, dann ist diese 
Belastung in Belgien vergleichsweise von 98 auf 83%, in Frankreich 
von 93 auf 84%, in Italien von 78 auf 7 0 % und in den Niederlanden 
von 73 auf 71 % abgesunken. Aus der Statistik geht zugleich hervor, 
daß wir im Kreis der EWG-Länder bereits 1959 an der Spitze lagen. 
Für 1961 stellt sich die Relation also wie folgt: 

Deutschland = 100, Frankreich = 84, Belgien = 83, Italien = 70, 
Niederlande = 71. 

Es kommt in bezug auf unsere Wettbewerbskraft nicht nur auf die 
absolute Lohnhöhe an, die wir für angemessen halten würden, son­
dern auf die internationale Lohnkostenrelation. Für ein Land wie die 
Bundesrepublik, die die zweite Position im Welthandel inne hat, 
kommt dieser Frage geradezu schicksalshafte Bedeutung zu. Ich würde 
den Pflichten meines Ministeramtes zuwiderhandeln, wenn ich in der 
Vorausschau auf das Jahr 1962 die Besorgnisse, die ich hege, nicht 
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auch aussprechen würde. Die Opposition möchte die Wahrheit ver­
schweigen. Dos deutsche Volk aber ist - durch Erfahrungen gereift -
für ein offenes Wort aufgeschlossen. Die Menschen wollen wissen, 
was für jeden einzelnen auf dem Spiele steht. 

Hinzu icommt, daß wir in bezug auf die Erwerbsbevölkerung eine 
ungünstige Entwicklung zu erwarten haben. Der Stagnation in der 
Bundesrepublik stehen bis zum Jahre 1970 Zunahmen gegenüber in 
Italien von 5,3 "/o, in Frankreich von 6,6% und (man höre!) von 18,6% 
in den Niederlanden. 

Das Beweismaterial für meine These ist eindeutig. Auch Bundesbank 
und Statistisches Bundesamt stellen fest, daß die Zuwachsraten des 
Sozialprodukts nur noch sehr bescheiden sind und daß auch der Auf­
tragseingang eine sehr labile Größe bleibt. Demgegenüber wird der 
ausländische Wettbewerb auf dem deutschen Markt immer stärker, 
während die Behauptung der deutschen Position auf den Weltmärkten 
schwieriger wird. Die Einfuhr an Fertigwaren gewerblicher Art erhöhte 
sich in den ersten 4 Monaten 1962 gegenüber dem gleichen Zeitraum 
1961 um 20%, bei EndverbrauchsgOtern sogar um 28,5%. Der Ober­
schuß unserer Handelsbilanz weist für das erste Drittel dieses Jahres 
gegenüber dem Vorjahr eine Minderung um 1,1 Milliarden DM aus. 

Vielleicht werden Sie mich jetzt fragen wollen, ob das denn der rechte 
Stil einer Parteitagsrede wäre. Anstatt mit den stolzen Erfolgen, die 
wir gewiß zu verzeichnen haben, zu prunken, sage ich Dinge, die man 
im allgemeinen nicht gern hört. Das aber eben charakterisiert die in 
erster Linie verantwortliche Regierungspartei - unsere CDU/CSU - , 
daß sie vor dem deutschen Volk, statt ihm Sand in die Augen zu 
streuen, redlich bleibt. Nach allem, was ich soeben beweisbar und 
nachprüfbar ausführte, stellt eine Partei wie die SPD einfach ihre 
Glaubwürdigkeit in Frage, ja, sie lädt Schuld auf sich, wenn sie, nur 
um ihre sozialistische Kampfgruppe in den Gewerkschaften nicht zu 
vergrämen, das ganze deutsche Volk gegenüber drohender Gefahr 
narkotisieren möchte. Nach allem, was da vor der ganzen deutschen 
und internationalen Öffentlichkeit unmißverständlich zutage liegt, hält 
es der Parteivorstand der SPD für richtig - gewiß nicht mir zum Lobe- , 
aus rein parteipolitischem Opportunismus heraus zu behaupten, daß 
meine Sorgen „völl ig unbegründet" wären. Das heiße ich nicht mehr 
Politik, - es sei denn, Vogel-Strauß-Politik. 

Aus Presseinterviews wurde es ja deutlich erkennbar, von welchen tak­
tischen Überlegungen sich ein Teil der Gewerkschaftsführung in der 
Lohnpolitik leiten läßt. In schöner Offenheit wurde erklärt, daß gerade 
die IHochkonjunktur mit der Verknappung der Arbeitskraft die Mög­
lichkeit eröffnet, endlich die unternehmerischen Gewinne zu beschnei­
den, um solcherart eine Andersverteilung des Volkseinkommens und 
indirekt auch des Volksvermögens zu erzwingen, zumal der zuneh­
mende Wettbewerb ein Ausweichen in steigende Preise versperre. Der 
intellektuelle Ansatz dieser Rechnung ist richtig, aber es fragt sich nur, 
ob die Rechnung, was die wirtschaftlichen und sozialen Konsequenzen 
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anbelangt, auch aufgeht. Nehmen wir wieder die Statistik zur Hand! 
Nach ihr sind die Nettolöhne und -geholter aus unselbständiger Arbeit 
jeweils im Verhältnis zum Vorjahr in 1959/60 um 11 %, in 1960/61 um 
1 2 % gestiegen. Die Nettoeinkommen der Unternehmer sind von einer 
Zuwachsrate von 13,1 % auf ein Plus von 0,8 7o abgesunken. Natürlich 
besagen die Relationen nicht alles, und sie lassen vor allem auch nicht 
die absolute Höhe der angezogenen Einkommenskategorien erkennen. 
Auch möchte ich der letzte sein, der die Selbstfinanzierung als vorran­
giges Prinzip der" volkswirtschaftlichen Kapitalbildung heilig sprechen 
wil l . Aber, was unter Berücksichtigung oller Umstände nach der V^äh-
rungsreform eine zwingende Notwendigkeit war, was allein den Wie­
deraufbau ermöglichte und die Not der Menschen bannte, darf dann 
auch nicht als eine moralische Sünde gebrandmarkt werden. Der Unter­
nehmer, der gewiß zum eigenen Vorteil, aber auch im Interesse des 
Ganzen so handelte, weil überhaupt kein anderer Ausweg möglich 
war, hat ein Recht darauf, nun nicht etwa gar als Schädling des Volkes 
gebrandmarkt zu werden. 

Zuqeqeben, daß diese Methode der Selbstfinanzierung nach objektiven 
Maßstäben zu leichter und auch „ungerechter" Vermöqensbildung ver­
half. Aber sicher sind wir alle einer Meinung, daß eine nachträaliche 
Umverteilung der bestehenden Vermögen im Sinne einer „Wiedergut­
machung" untauglich ist. Dieses Problem ist zweifellos erregend, und es 
ist darum wegen seines sittlichen Gehalts nur zu verständlich, daß sich 
auch die Kirchen mit wertvollen Beiträgen in die Diskussion einaeschal-
tet haben. Das Thema ist von so grundsätzlicher Bedeutung, daß es in 
einer Parteitagsrede mindestens zu diesem Zeitpunkt noch nicht er­
schöpfend abgehandelt werden kann; aber wir stellen uns dieser 
sozialen Aufgabe'ersten Ranges. Die Grundfrage lautet: Wie soll das 
Problem einer breiten Eigentumsstreuung und einer echten individuel­
len Mitbeteillqung aller Schichten an dem volkswirtschaftlichen Produk­
tivkapital gelöst werden? Würde die These, daß der „Leistungs"-Lohn 
kein volles Äguivalent des Beitrags der Arbeitnehmer zum Sozial­
produkt ist nicht der Marx'schen Mehrwert-Theorie Vorschub leisten? 
Aber sowenig dies allein ein Grund für die Ablehnung einer noch 
anderen Lohnkategorie - etwa des Investivlohnes - sein dürfte, erhebt 
sich doch gleichzeitig die Frage, welche Wertmaßstäbe dafür brauch­
bar sein könnten. Volkswirtschaftlich gilt der Satz absolut, daß sich 
Eigentum nur über Sparen - von wem und an welcher Stelle auch 
immer geübt — manifestieren kann. Es ist nicht zu bestreiten, daß die 
Lohnpolitik und auch die Lohnhöhe selbst in einem anderen Licht er­
scheinen, wenn wir es erreichen würden, daß ein größerer Teil des 
Lohnes bzw. des Masseneinkommens, jetzt als eine Einheit und als ein 
Ganzes verstanden, langfristig echter volkswirtschaftlicher produktiver 
Anlage zugeführt werden würde. (Lebhafter Beifall.) 
Gibt es — das wäre zu klären - nur die eine Möglichkeit, dem unsicht­
baren Zwangssparen der breiten Massen in der Wiederaufbauphase 
nun ein bewußtes, sichtbares und spürbares Zwangssparen, nun aller­
dings für eigene Rechnung entgegenzusetzen? Es wäre dann sicher­
zustellen, daß die aus dieser Sparkapitalbildung fließenden Mittel nicht 
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nur den großen Kapitalgesellschaften in Form direkter Aktienbetei­
ligung oder einem anonymen Kapitalfonds zufließen, sondern gleicher­
maßen die gesamte mittelständische WirtschatH befruchten würden. 
Wir wollen auf keinen Fall dabei der Konzentration und der einseiti­
gen Stärkung der Großunternehmungen Vorschub leisten. Sozial­
politische Lösungen dürfen nicht in Widerstreit zu lebenswichtigen 
mittelständischen Interessen geraten. (Lebhafter Beifall.) 
Vom Augenblick her gesehen, aber möchte ich der einseitigen Freude 
ob der Beschränkung bzw. Reduzierung der unternehmerischen Ge­
winne doch das sachliche Bedenken entgegenstellen, ob die Gewerk­
schaften bzw. die Arbeitnehmer gut beraten sind, wenn sie dieses Er­
gebnis ihrer aktiven Lohnpolitik als einen absoluten Erfolg oder als 
ihren Gewinn verbuchen zu können glauben. Es steht hier auch gar 
nicht die Angemessenheit unternehmerischer Gewinne zur Diskussion; 
ja, ich bin sogar geneigt, zuzugestehen, daß in der rückliegenden Zeit 
manche Unternehmer hinsichtlich ihrer Gewinnerwartung oder vielleicht 
sogar ihres vermeintlichen Gewinnanspruchs sich unrealistischen Vor­
stellungen hingaben. Wenn aber mit zunehmender Erschwerung des 
Wettbewerbs bei rückläufigen Unternehmergewinnen das Wagnis 
weiterer Investitionen subjektiv zu groß erscheint und die materielle 
Grundlage für die Investitionsbereitschaft und -fähigkeit schmäler 
wird, dann kann aus dieser Wurzel sehr wohl nicht nur eine Konjunk-
turabschwächung Platz greifen, sondern es könnte daraus die noch 
viel größere Gefahr erwachsen, daß wir im Produktivitätsfortschritt 
gegenüber unseren Partnern ins Hintertreffen geraten. 
So möchte ich den sozialdemokratischen Experten doch nahelegen, daß 
sie in dem von ihnen verleugneten Karl Marx nachlesen, wie ent­
scheidend, unbeschadet der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, 
eine ausreichende Kapitalbildung das soziale Schicksal gerade auch 
des Arbeiters bestimmt. Eine Sparrate von etwa 8,8%, wie wir sie in 
der Bundesrepublik seit Jahren zu verzeichnen haben, ist zwar nicht 
gerade unbefriedigend, aber angesichts eines ständig und stark an­
steigenden Masseneinkommens auch nicht dazu angetan, den Ausgleich 
für tendenziell rückläufige unternehmerische Erträge zu schaffen. 

Der Parteitag der SPD gipfelte wirtschaftspolitisch in einer einzigen 
Anklage gegen die Großunternehmungen, deren Willkür und Macht­
mißbrauch durch eine Monopolkommission, durch die Kontrolle des 
Managements und radikale Publizität unterbunden werden soll. Das zu 
fordern, mag gewiß populär sein, aber die Sozialdemokraten haben es 
sich allzu leicht gemacht, denn wieder einmal ist daran zu erinnern, 
daß wir nicht allein in der Welt sind und daß die Entscheidung, wo 
morgen in dem sich weitenden Markt die Kriterien und Maßstäbe für 
„Größe" und „Marktbeherrschung" liegen, sorgfältigster Überlegung 
bedarf. Mit billiger Rhetorik ist diesem ernsten Problem jedenfalls nicht 
beizukommen, wie überhaupt der Opposition gesagt werden muß, daß 
Sentiments oder gar Ressentiments die schlechtesten Ratgeber sind. 

Der innere Zwiespalt, ja, die Zwielichtigkeit in der Politik der SPD, tritt 
so offen zutage, daß gerade unsere mittelständische Wirtschaft von 
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allen guten Geistern verlassen sein müßte, wenn sie den Pferdefuß 
übersehen würde. Unter Berücksichtigung der soziologischen Struktur 
der SPD-Fraktion ist es zwar nicht verwunderlich, wenn sie die Gewerk­
schaften von jeglicher Kritik aussparen, ja, am liebsten deren Politik 
totschweigen möchte. Demgegenüber kann der konzentrierte und haß­
erfüllte Angriff auf die (im übrigen mitbestimmten!) Großunternehmun­
gen — deren Sprecher ich gewiß nicht bin — nur als ein Ablenkungs­
manöver gekennzeichnet werden. Wie liegen denn die Dinge wirklich? 
Soweit gewerkschaftliche Forderungen die Leistungskraft der Volks­
wirtschaft im ganzen übersteigen, mögen zwar hochrationalisierte 
Großbetriebe dank hoher Produktivität in der Lage sein, derartige 
Kostenerhöhungen noch abzufangen; ja, man hat den Eindruck, daß 
gerade die höchste industrielle Leistung manchen Gewerkschafts­
führern zur Orientierung ihrer Lohnbemessung dient. 

Was aber folgt daraus? Die in ihrer Produktivität nachgeordneten, das 
sind im Regelfall mittelständische Unternehmungen, geraten wett­
bewerbsmäßig mit zunehmendem Abstand ins Hintertreffen und liegen 
am Ende im geschlagenen Felde. Wenn aber die Großunternehmungen 
Preise nehmen, die auch die mittelständische Wirtschaft mitkommen 
lassen, dann sind die ersteren „Monopolkapitalisten" und „Schädlinge", 
denen das Handwerk gelegt werden müsse. Die Rechnung geht einfach 
nicht auf! Gewiß gibt es für die sogenannte mittelständische Wirtschaft 
hinsichtlich ihrer Existenzlage keine absolute Aussage. Aber es ist doch 
immerhin nicht zu übersehen, daß die Zahl derer, die aus Existenz­
angst unter die Fittiche großer Konzerne zu flüchten bereit sind, im 
Zunehmen begriffen ist. Ist das die Schuld der wettbewerbswirtschaft­
lichen Ordnung, der wir auf internationalem Feld gar nicht entrinnen 
können und gewiß auch nicht wollen, oder aber tragen nicht vielmehr 
diejenigen Schuld, die die Wettbewerbsfähigkeit der mittelständischen 
Wirtschaft durch Überforderung immer mehr schwächen. Aus solcher 
Sicht wird ja auch immer wieder das Verlangen nach Kartellen laut. 

Ich muß mit großem Ernst noch auf etwas weiteres hinweisen. Ich 
spreche dabei wohlgemerkt weder die SPD als Partei, noch den Deut­
schen Gewerkschaftsbund als Institution an, wenn ich mich dennoch des 
Eindrucks nicht erwehren kann, als ob es den bewußt klassenkämpfe­
rischen Kräften in diesen Lagern, die auch öffentlich aus ihrer Haltung 
gar kein Hehl machen, nicht zuletzt darum ginge, die innere Ordnung 
und Stabilität zu stören, Unruhe und Unsicherheit zu erzeugen, ja, selbst 
Schäden und Nachteile für den Arbeitnehmer hinzunehmen, um daraus 
Waffen gegen unsere Gesellschaftsordnung zu schmieden. (Beifall.) 
Einer Regierung das Leben schwer zu machen, ja, sie stürzen zu wol­
len, ist ein legitimes Anliegen der Opposition. Aber dann soll diese 
auch nicht zimperlich, beleidigt und wehleidig sein, wenn die Regie­
rungspartei die Karten auf den Tisch legt. (Beifall.) Ich jedenfalls bin 
immer bereit, ohne persönliche Feindschaft die offene Feldschlacht zu 
wagen, und ich meine sogar, daß das im letzten einer Verständigung 
dienen kann. Was ich aber mit Entrüstung ablehne, das ist die hinter­
hältige Art, den politischen Widersacher diffamieren zu wollen. (Leb­
hafter Beifall.) 
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Wieder wurde es auf dem SPD-Parteitag gesagt, daß es gelte, den 
Einfluß der Interessentengruppen abzuwehren, und dabei verstieg man 
sich zu der Behauptung, daß in der Bundesrepublik kleine, aber mäch­
tige Gruppen einen Einfluß auf Parlament, Regierung und Verwaltung 
hätten, wie es in keinem anderen modernen demokratischen Land der 
Welt denkbar wäre. Daß ich mich in dieser Sache nicht persönlich 
angesprochen fühle, bedarf wohl kaum einer Beteuerung. Aber dar­
über gehört von Seiten der Opposition schon verwegener Mut dazu, 
diese Frage überhaupt anzurühren, da doch alle Welt und vor allem 
die ganze deutsche Öffentlichkeit weiß, wie fast sklavisch die Bindun­
gen zwischen der SPD und den Sozialisten im DGB sind, (lebhafter Bei­
fall) die nach wie vor für Klassenkampf, Verstaatlichung und sozialisti­
sche Wirtschaftsdemokratie eintreten. Es ist notwendig, daß wir uns über 
Fragen monopolistischer Beherrschung der Märkte und des Mißbrauchs 
der wirtschaftlichen Macht vorurteilslos unterhalten. Aber dann muß 
dieses Thema über die ganze Breite einschließlich der besonderen Stel­
lung der Gewerkschaften in der Volkswirtschaft durchdiskutiert werden. 
(Beifall.) Aus allen diesen Gründen ist es höchste Zeit, dem zu bildenden 
Gutachtergremium endlich Inhalt und Gestalt zu verleihen. (Beifall.) Die 
babylonische Sprachverwirrung zwischen den Tarifpartnern hat mitt­
lerweile solche Ausmaße angenommen, daß große Teile unseres Vol­
kes in wachsender Sorge darüber sind, ob die Partner überhaupt noch 
den guten Willen für volkswirtschaftlich tragbare Lösungen besitzen. 
Die Tarifpartner überschreiten ihre Befugnisse und mißverstehen ihre 
Aufgabe gründlich, wenn sie, anstatt nach bestem Wissen und Gewis­
sen nach brauchbaren Maßstäben Vereinbarungen über Arbeitsbedin­
gungen zu treffen, sozusagen über die Hintertreppe Ziele und Vorstel­
lungen anderer Art durchsetzen zu können glauben. Diese Grenzen gilt 
es um der Sicherung der parlamentarisch-demokratischen Ordnung wi l­
len endgültig abzustecken, um damit zugleich eine reinliche Funktionen­
teilung zwischen den verfassungsmäßigen Organen unseres Staats­
wesens und den spezifischen Aufgaben und Verantwortungen der So­
zialpartner sichtbar zu machen. (Beifall.) Niemand von uns denkt dar­
an, jenen Organisationen ein ihnen verfassungsmäßig eingeräumtes 
Recht zu schmälern oder gar zu entziehen. Aber der derzeitige un­
erträgliche Zustand, wie er übrigens in keinem anderen demokratisch 
regierten Lande Europas besteht, kann auch in der Bundesrepublik im 
Interesse unseres Volkes und zum Schutze unserer Währung nicht 
länger hingenommen werden. Vor dem Gruppeninteresse steht die 
Staatsraison und die Verpflichtung jeder Regierung, Schaden vom 
Volke abzuwenden. (Beifall.) Dabei ist grundsätzlich kein Unterschied 
zu machen zwischen Gewerkschaften, die angesichts der Verknappung 
des Arbeitsmarktes ihre Machtposition ausspielen - hier folgen sie, die 
Marktwirtschaft zwar immer als untauglich hinstellend, den Prinzipien 
einer liberalen Wirtschaft manchesterlicher Prägung - , und den Unter­
nehmern, die, noch im Besitze dicker Auftragsbücher, gute Geschäfte 
nicht preisgeben wollen und, nur den Augenblick bedenkend, trotz aller 
Gegensätzlichkeit, aber immer aus eigener Interessenlage heraus, fak­
tisch mit den Gewerkschaften nur allzu leicht eine Einheit bilden. (Bei­
fall.) 
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Stehen der Regierung nicht Moral und Recht zur Seite, wenn sie von 
dem Grundsatz ausgeht, daß dort, wo Entscheidungen der wirtschaft­
lichen Gruppen die Stabilität und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt­
schaft, die soziale Sicherheit oder sogar die Kaufkraft der Währung 
bedrohen, der Verantwortung des Staates nach einem gemäßen Han­
deln ein höherer Rang zukommt als jedweder Vertretung von Einzel­
interessen? Schließlich scheint es mir nach dem Geschehen der letzten 
Wochen auch notwendig zu sein, den Unternehmer anzusprechen und 
sein Verhältnis zu Politik und Staat näher zu umreißen. Es ist doch un­
verkennbar, daß jene Zeit vergangen ist, in der noch die Devise gelten 
konnte, daß sich die Tätigkeit des Unternehmers außerhalb des politi­
schen Raumes vollziehe, d. h. also, daß es so etwas wie eine Wirtschaft 
an sich und in sich gäbe, - mit der Konsequenz, daß alles, was sich 
außerhalb der Unternehmen ereigne, sowie die Rückwirkungen unter­
nehmerischen Verhaltens auf die Interessenlage der Gesamtheit außer­
halb der Verantworfung des Unternehmers stünden. In der Sozialen 
Marktwirtschaft, die dem Unternehmer eine hervorragende Funktion zu­
geordnet hat, weil sie seiner Schaffenskraft, seinem Einfallsreichtum 
und seiner Risikobereitschaft vertraut, ist gerade der Unternehmer -
wie allerdings auch jeder andere Bürger - zugleich Subjekt und Objekt 
der Politik. Der Unternehmer erwartet billigerweise, daß er von wirt­
schaftspolitischen Entscheidungen rechtzeitig Kenntnis erhält und daß 
sein Rat und auch seine berechtigten Interessen in der Gesetzgebung 
Berücksichtigung finden. Aber, wie es so oft scheint, ist er umgekehrt 
wenig bereit, dem Staat bzw. der Regierung ein Recht zur Kritik 
an der Unternehmenspolitik einzuräumen. Ich selbst bin gewiß der 
Letzte, der der unternehmerischen Initiative und Freizügigkeit Fesseln 
anlegen oder sie durch dirigistische Maßnahmen gängeln möchte, -
selbst dort nicht, wo es von unternehmerischer Seite gefordert wird. 
Dos aber kann, wie schon gesagt, heute nicht mehr bedeuten, daß sich 
die Unternehmensentscheidungen im luftleeren Raum außerhalb der 
politischen Umwelt vollziehen. 

Lassen Sie mich hier ein weiteres Wort einflechten: Man beschuldigt 
mich — fast leichtfertig, möchte ich sagen - eines unverzeihlichen Stil­
wandels, weil ich es „gewagt" habe, die von dem größten deutschen 
Industrieunternehmen zu dem denkbar ungünstigsten Zeitpunkt vor­
genommene Preiserhöhung als wenig glücklich und hinsichtlich der Not­
wendigkeit als fragwürdig hinzustellen. Wer mich Indessen verdäch­
tigt, in die freie unternehmerische Preisbildung eingreifen zu wollen, 
möge mir sagen, wo und wann ich - soweit es sich nicht um staatliche 
Preisbindungen handelte - jemals einem Unternehmen oder gar einer 
Gruppe über die allgemeine Mahnung zur Preisdisziplin hinaus nach 
dieser Richtung Vorschriften gemacht oder gor Kontrollen durchgeführt 
hätte. Dieser Angriff ist unsachlich und unwahrhaftig und darum rührt 
er mich auch nicht an. (Beifall.) Wenn es um die Freiheit der Wirtschaft 
geht, dann werde ich zu diesem Prinzip stehen, und ich hoffe nur, daß 
die Unternehmer dann ein Gleiches tun werden. Den Einsatz marktkon­
former Mittel kann und wird sich die Regierung allerdings nicht neh­
men lassen. (Beifall.) Und der Größe der Freiheit muß die Bereitschaft 
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zur Selbstdisziplin und Verantwortung auch gegenüber der Allgemein­
heit entsprechen. (Beifall.) Doch genug damit. 
Zusammenfassend möchte ich zu dem Thema „Unternehmer, Politik und 
Staat" ausführen, daß jene Zeiten des Paläo-Liberalismus ebenso vor­
bei sind wie die absolutistische Herrschaftsform. Das sind dann aber 
auch keine getrennten Welten mehr, wenn der Staat von frei gewähl­
ten Bürgern verwaltet wird. Mit der Wandlung der politischen Gestalt 
der Staaten in den letzten 150 Jahren, mit der grundsätzlichen Neu­
orientierung politischer, gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und sozialer 
Ziele ist die Vorstellung nicht in Einklang zu bringen, daß von alledem 
dos Bild des Unternehmers und seiner Aufgabe und Verantwortung für 
Staat und Gesellschaft unberührt bleiben könnten. Schon auf dem 
Kölner Parteitag des vergangenen Jahres verwies ich darauf, daß die 
CDU/CSU jede Art von Neo-Feudalismus entschieden ablehnt, von 
welcher Seite er auch kommen mag. (Beifall.) In einem demokratischen 
Staat darf nebenverfassungsmäßigen Kräften kein verfassungswidri­
ger Einfluß auf die Politik eingeräumt werden. Diese Aussage richtet 
sich keineswegs gegen die Verbände an sich, um deren Unentbehrlich-
keit ich trotz mancher kritischer Anmerkung wohl weiß. Sie sollen ge­
hört werden, ober sie dürfen nicht regieren. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn wir gemeinsam darum ringen, daß das deutsche Volk aus der 
tiefen Tragik seiner Geschichte endlich erkennen möchte, wie gerade 
sein gesellschaftliches, wirtschaftliches und soziales Sein seiner eigenen 
Gestaltung und Verantwortung anheim gegeben ist, dann leitet uns 
weiß Gott nicht der Ehrgeiz, einem Dogma zum Siege zu verhelfen, 
sondern allein die Erkenntnis, daß wir noch und wieder einmal mut­
wil l ig das Glück verspielen könnten, das wir bei besonnerer Haltung 
als gesichert ansehen dürfen. Wie zufrieden waren wir doch alle, als 
wir nach dem völligen Zusammenbruch aus dem Nichts heraus wieder 
Boden unter den Füßen fanden, und wie gefühllos und abgestumpft 
sind wir mit wachsendem Wohlstand geworden, daß uns heute nichts 
mehr befriedigen, nichts mehr bewegen kann. (Beifall.) Ist unsere 
deutsche Welt wirklich nur noch zu einer Wechselstube materieller 
Werte geworden? 

Mir will es scheinen, daß sich auf allen Ebenen des sozialen Standards 
unseres Volkes ein gleicher Prozeß vollzieht, d. h. daß mit zunehmen­
der Sättigung des Bedarfs das Unbehagen nur immer größer wird und 
im letzten Grund ein ungestillter Hunger nach etwas übrigbleibt, was 
nicht mehr materiell zu deuten und rechenhaft zu erfassen ist. Mit die­
ser Aussage behaupte ich keineswegs, daß nicht noch berechtigte An­
sprüche zur Erfüllung eines würdigen menschlichen Daseins zu stellen 
wären. Aber ich bin davon überzeugt, daß die seelische Not der Men­
schen und die gesellschaftliche Krise unserer Zeit bei aller Bedeutung 
der materiellen Fragen auf andere Ursachen zurückgehen. 

Wie mein Freund Blank noch darlegen wird, läßt sich das mit der 
Sozialpolitik unlösbar verbundene gesellschaftliche Anliegen unserer 
Zeit nicht nur in Mark und Pfennigen ausdrücken. So nüchtern wir die 
Dinge auch im Alltag sehen wollen, so wenig überzeugend erscheinen 
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die nur materiellen Lösungen. Wir sind aufgerufen, eine Wirfschafts­
und Gesellschaftsordnung zu verwirklichen, in der der Mensch nicht in 
der Masse untergeht, in der er davor bev/ohrt wird, durch Verbände, 
Organisationen und Institutionen aller Art seiner Individualität und sei­
nes persönlichen Willens beraubt zu werden. Wenn diese Sorge wahr 
und berechtigt ist, dann müssen wir durch Staat, Gesellschaft und politi­
sche Parteien alles nur Mögliche unternehmen, um dieser alles mensch­
liche Fühlen überwuchernden Anonymität des Lebens rechtzeitig und 
wirksam zu begegnen. Ich habe darüber zu Ihnen schon in Karlsruhe 
gesprochen. 

Wir sollten uns von den Sozialdemokraten nicht dazu verleiten lassen, 
in dem Drängen und Verlangen nach Vervollkommnung einer men­
schenwürdigen und menschenversöhnenden Gesellschaftsordnung auf 
deren eigenen Boden zu treten, d. h., das Heil in nur materiellen und 
kollektivistischen Lösungen zu suchen. Immer nur fordern und mehr 
verlangen, ist leicht. Sie möchten mit SPD-Methoden den Wohlstand, 
den die Arbeit des Volkes und die Politik der CDU/CSU geschaffen 
haben, verwalten und verteilen. Wir müssen das verhindern. 

Nach dem auf dem Kölner Parteitag zur Schau getragenen Opportu­
nismus geht zwar der Häutungsprozeß der SPD weiter. Aber sie muß 
sich vom deutschen Volk die Frage gefallen lassen, ob ihre Wandlung 
echt ist oder ob sie nur eine Tarnung ihrer Absichten bedeutet, über 
Schleichwege sowohl innen- wie außenpolitisch am Ende doch den 
sozialistischen Vorstellungen zum Siege zu verhelfen. Jedenfalls kennt 
die deutsche Parteiengeschichte - und ich kenne auch kein Beispiel aus 
einem anderen Lande - keinen Prozeß oder Vorgang, der dem, den 
uns die SPD jetzt demonstriert, gleichkäme. Das hat sich noch nicht er­
eignet, daß eine Partei es wagen darf, sich selbst die Vokabeln des 
politischen Gegners — wie etwa „Wohlstand für alle" - anzueignen, 
ohne nicht der Lächerlichkeit anheimzufallen. Eine Kopie hat noch nie 
das Original zu ersetzen vermocht! (Zuruf: Sehr gut! - Beifall.) 
Es muß schon Mißtrauen auslösen, wenn sich die führenden Männer 
der SPD so viel auf ihre modernen Werbe- und Propagandamittel zu­
gute halten. Ich unterschätze das keineswegs, aber zuletzt kommt es 
doch eben nicht auf die Verpackung, sondern auf den Inhalt, auf die 
Güte einer Ware an. Fast möchte ich sagen, daß jeder, der das wil l , 
was die SPD mit den reformistischen Teilen ihres heutigen Programms 
zu wollen vorgibt, nicht diese Partei wählen darf, sondern seine Stimme 
der Christlich Demokratischen Union geben muß. (Beifall.) Trotz der 
von der CDU abgeschriebenen Parolen leistet die SPD jenen Kräften 
Vorschub, die nach ihren eigenen Aussagen den Klassenkampf, die Ver­
staatlichung und die sattsam bekannte „Wirtschaftsdemokratie" ver­
wirklicht sehen wollen. Solange sich die SPD nicht eindeutig von diesen 
Kräften distanziert, sind nicht nur Zweifel und Mißtrauen in die Glaub­
würdigkeit ihrer Aussagen am Platze, sondern es dient der Selbsterhal­
tung des deutschen Volkes, wenn es dieser sogenannten neuen Linie der 
Sozialdemokratie eine eindeutige Absage erteilt. (Beifall.) Jener Geist 
von Godesberg, den die SPD heute so gern ausstrahlen möchte, hat -
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wie ich täglich erfahre - führende Funktionäre keineswegs ergriffen; 
sie handeln nach wie vor im Stile marxistischer Doktrin. 

Es geht heute und hier nicht um Patentrezepte. Denn nicht die Dinge 
bereiten uns Beschwer, nicht die Materie ist es, die uns besorgt sein 
läßt. Die Meisterung der Konjunktur, der fortdauernde wirtschaftliche 
Aufschwung und sich mehrende Wohlstand, die zunehmende soziale 
Sicherheit, die Erhaltung der Währungsstabilität - das alles waren 
und sind lösbare Probleme. Wir sind fähig, die sachlichen Aufgaben 
zu bewältigen, aber schwerer ist es, die Menschen zu bändigen und 
ihre meist noch parteipolitisch beeinflußten Vorstellungen mit den 
politischen und sachlichen Notwendigkeiten in Einklang zu bringen. 
So schließt sich der Ring unserer Betrachtung ! Ich stellte eingangs die 
Frage, ob sich die Marktwirtschaftliche Ordnung als System bewährt 
hat oder ob die Menschen versagen, das heißt, ob sie von der Frei­
heit den rechten Gebrauch machen und die ihnen abverlangte Be­
währungsprobe bestehen werden. Die Antwort ist eindeutig und klar: 
Selbst wenn wir wider alle Vernunft handeln und gegen alle War­
nungszeichen blind und taub bleiben, - die inneren Gesetze eines welt­
weiten freien Marktes werden uns zur Besinnung und zur Wiederher­
stellung einer gedeihlichen Ordnung zwingen. Aber müssen wir wirklich 
alle Stationen der Sorge, der Nöte und Schmerzen erst hinter uns brin­
gen, ehe wir Einsicht zu üben bereit sind? Sollten wir nicht aus der Krise 
der Dreißiger Jahre lernen ? Muß uns immer erst Elend überfallen, 
ehe wir dann auf sehr viel bescheidenerem Niveau wieder von vorne 
beginnen können ? (Beifall.) 

Alles ist gewonnen, und es drohte uns nicht die geringste Gefahr, 
wenn wir jene Verantwortung bezeugen, die ein Teil der Bewährung 
ausmacht, über alle Parteien hinweg gibt es auch in den lebens­
wichtigen Fragen des wirtschaftlichen und sozialen Schicksals eine 
gemeinsame Verantwortung und Verpflichtung. Seien wir wach und 
kampfbereit; denn hinter dem Geschehen der Gegenwart kann das 
Verhängnis lauern. 

Es beschäftigt mich bei Tag und bei Nacht, was wir tun müssen, um 
Gefahren abzuwenden, aber auch, was die Folgen sein könnten, wenn 
rückläufige Produktion, absinkender Export, der Verlust der Vollbe­
schäftigung, Zahlungsbilanz-Schwierigkeiten und die Gefährdung der 
sozialen Sicherheit - und dies alles leichtfertig selbst verschuldet - das 
deutsche Volk vor eine ernste Probe stellen würden. Ist unsere Zeit 
nicht zu hektisch, wären die Menschen in ihrer nervösen, über­
reizten psychischen Verfassung überhaupt in der Lage, gegebenen­
falls einen solchen Bereinigungs- und Gesundungsprozeß durchzu­
stehen ? Würden sich Regierung und Parteien die innere Kraft bewah­
ren, die Folgen einer solchen Entwicklung tragen zu können, würde 
die Wirtschaft selbst nicht nach staatlichen Eingriffen verlangen, und 
würde solche Bedrängnis nicht klassenkämpferisch-revolutionäre Kräfte 
ermuntern, die gesellschaftliche Ordnung nach ihren Vorstellungen 
umzubauen ? Damit ist im letzten die Frage gestellt, ob wir dann nicht 
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noch einmal in die Dumpfheit einer Zwangsordnung und eines Zwangs­
staates zurücicfallen könnten. 

Seien Sie, meine lieben Freunde, überzeugt, daß ich solche Betrach­
tungen nicht wagen würde, wenn mich nicht die tiefe Überzeugung 
beseelte, daß wir - die CDU/CSU - solange wir die Verantwortung 
tragen, aller Fährnisse Herr werden. Darum kommt auch der Wahl in 
Nordrhein-Westfalen eine so entscheidende Bedeutung zu. 

Uns alle mag der frohe Mut stählen, daß wir wissen, um was es geht. 
Jede Stunde soll uns bereit finden, parteipolitischer Verblendung und 
Unwahrhoftigkeit entschlossen den Kampf anzusagen. (Beifall.) Wir 
wollen keine Mühe scheuen, dem deutschen Volke vor Augen zu führen, 
was sein Schicksal sein könnte — nein, sein müßte —, wenn diejenigen, 
die stets geirrt haben, seine Geschicke in die Hand nehmen würden. 
Wir brauchen keine billige Propaganda, wir können auf Reklame ver­
zichten, wir müssen uns nicht einnebeln, wir müssen nicht widerrufen 
und abschwören - für uns, die Christlich Demokratische Union, zeugt 
die Tat, zeugt das, was wir für das deutsche Volk aus großer Not ge­
schaffen haben. (Beifall.) 

Frieden, Freiheit, Wohlstand und Sicherheit für das ganze Deutsch­
land: das bleibt unsere Politik heute und morgen. 

(Langanhaltender, lebhafter Beifall.) 

Präsident DICHTEL : 

Herr Bundeswirtschaftsminister i Ich danke Ihnen namens des Parteitags 
für Ihre ausgezeichneten Ausführungen. Der Beifall des Parteitages hat 
Ihnen bewiesen, wie alle von uns mit Ihnen verbunden sind. (Beifall.) 
Meine lieben Parteifreunde I Wir stehen in Auseinandersetzungen 
mit den anderen Parteien, und gerade die vor uns liegenden Landtags­
wahlen werden diese Auseinandersetzungen verschärfen. Meiner Mei­
nung nach haben wir von der CDU aus gesehen den besseren Stand, 
denn wir brauchen unseren Wählern nicht zu sagen, was wir wollen, 
sondern wir können unseren Wählern sogen, was wir in langer, 
mühevoller Arbeit erreicht haben. 

Es ist nicht jetzt der Augenblick, einen Rückblick zu nehmen, ober, 
Herr Bundeswirtschaftsminister, wir haben es noch nicht vergessen, 
wie es nach diesem unglücklichen Weltkrieg gewesen ist. Wir wissen 
noch, wie die Menschen damals mutlos waren, wie es nach dem totalen 
Zusammenbruch ausgesehen hat. Wir erinnern uns noch der zerstörten 
Wohn- und Wirtschaftsstätten. Wir haben den Hunger der damaligen 
Zeit noch nicht vergessen. Als Sie, Herr Bundeswirtschaftsminister, Ihr 
Amt angetreten haben, war das Zeitalter der Bezugscheine, der Kon­
tingente und für uns in der französischen Zone das Zeitalter der De­
montagen. 

Damals kam es darauf an, neue Wege zu suchen. Sie haben den 
Streit mit sozialdemokratischen Wirtschaftstheoretikern um die Plan­
wirtschaft, um die Soziale Marktwirtschaft geführt, zum Teil mit Poli­
tikern, die nicht mehr unter uns sind. Das eine danken wir Ihnen in 
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dieser Stunde: daß Sie sich als ein guter Steuermann erwiesen haben, 
(Beifall) daß Sie voller Optimismus die Soziale /y^arktwirtschaft zum 
Tragen gebracht haben. Eines stelle ich in dieser Stunde unseres Par­
teitages fest: Sie haben einen großartigen Erfolg erzielt, den niemand 
von uns sich in der damaligen Zeit erträumte. Es ist nach meiner 
Meinung unsere Aufgabe, in dieser Stunde Ihnen dafür herzlichst zu 
danken. (Lebhafter Beifall.) 

Herr Bundeswirtschaftsminister, ist es nicht eine Ironie des Schicksals, 
daß Ihre Widersacher von damals heute von den Erfolgen der CDU 
unter der Führung von Bundeskanzler Dr. Adenauer, von den Erfolgen 
die Sie als Wirtschaftsführer erzielt haben, profitieren? 

Wir erwarten nicht alles Heil vom Materiellen. Aber eines haben wir 
im Laufe eines langen Lebens gelernt: ohne eine gute Wirtschaft ist 
ein gesundes Staatsleben nicht möglich. Darum nochmals unseren 
herzlichen Dank. (Beifall.) 
Bevor ich jetzt dem Herrn Arbeitsminister Blank das Wort gebe, darf 
ich einige geschäftliche Mitteilungen bekanntgeben. Es ist vorgesehen, 
daß im Anschluß an das Referat des Herrn Bundesarbeitsministers eine 
Aussprache stattfindet. Dürften wir Sie herzlichst bitten, die Aussprache 
über die Referate von heute morgen nicht jetzt im Anschluß im Plenar­
saal, sondern heute mittag im Arbeitskreis "Wirtschaftspolitik" durch­
zuführen? Die Aussprache von heute morgen soll den Charakter einer 
Generalaussprache haben. Sie soll die Möglichkeit bieten, auch zu den 
Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers und der anderen Redner Stel­
lung zu nehmen. - Damit diese Aussprache nachher reibungslos vor 
sich geht, dürfen wir jetzt schon um Wortmeldungen bitten. 
Dann darf ich bekanntgeben, daß Herr Ministerpräsident Kiesinger 
mitteilen läßt, er könne zu seinem Bedauern leider nicht nach Dort­
mund kommen, da er sich wegen seiner Armerkiankung in klinische 
Behandlung begeben muß. Der Herr Vorsitzende Minister Dufhues 
hat Herrn Ministerpräsidenten Kurt Georg Kiesinger im Nomen des 
Parteitages ein herzlich gehaltenes Telegramm mit den besten Wün­
schen für eine Genesung übermittelt. (Beifall.) 

Darf ich dann noch bitten, heute nachmittag an den Sitzungen der 
Arbeitskreise teilzunehmen, zu denen Sie sich angemeldet haben. Die 
Arbeitskreise tagen wie folgt: Arbeitskreis 1 — „Deutschland, Europa 
und die freie Welt" - im Silbersaal; Arbeitskreis 2 - „Die Wirt­
schaftspolitik in ihrer sozialen Bewährung" - im Goldsaal; Arbeits­
kreis 3 - „Künftige Aufgaben der CDU" - im Plenarsaal. Der Weg 
zum Silbersaal und Goldsaal ist außerhalb und innerhalb der Säle 
gekennzeichnet. 

Nun darf ich bitten, das Wort zu nehmen Herrn 

Theodor BLANK, Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung (mit 
Beifall begrüßt): 

Meine lieben Freunde! Sehr geehrte Damen und Herren I Gelegent­
lich wird unsere Gesellschaft eine Wohlstands- oder gar überfluß-
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gesellschaft genannt. Eine solche Bezeichnung liegt nahe, wenn man 
den heutigen Lebensstandard des deutschen Volkes mit dem vor zehn 
Jahren vergleicht. Muß man dann aber noch fragen, ob die Wirt­
schaft sich sozial bev/dhrt habe ? Wir haben die Freiheit der Konsum­
wahl, der Berufswahl, der Wahl des Arbeitsplatzes und der Art der 
Einkommensverwendung. Auch der Arbeitnehmer ist frei in der Ent­
scheidung für den Gütererwerb oder fürs Sparen durch Konsumver­
zicht. Niemand macht ihm Vorschriften, er ist keinen Einschränkungen 
oder Auflagen unterworfen; im Gegenteil, man reizt ihn zum Konsum 
mit verlockender Reklame und hilft ihm aber auch durch gesetzliche 
Maßnahmen beim Sparen. Der Wohlstand ist in einem gewissen Um­
fange da, die Freiheit ist da; wessen bedarf es da noch mehr? 

Die Sozialdemokraten, mit denen sich auseinanderzusetzen hier auch 
Gelegenheit ist, sagen, sie wollten dafür sorgen, daß sich der Lebens­
standard innerhalb einer Generation verdopple. Nun möchte ich dazu 
bemerken, daß ich das nicht ohne jede Einschränkung für ein erstre­
benswertes Ziel halte. Mit dem wachsenden Lebensstandard mensch­
lich fertig zu werden, ist eine Kunst, die man lernen, in der man sich 
üben muß und die wir olle miteinander, welcher Einkommensschicht wir 
auch angehören, durchaus noch nicht vollendet beherrschen. Und man­
ches gesellschaftliche, manches sittliche Übel beruht gerade auf die­
sem Versagen. Aber selbst wenn man diesem Ziel zentrale Bedeutung 
zuerkennt, so wüßte ich nicht, wie man es anders erreichen könnte als 
durch unsere Wirtschaftspolitik, denn nur durch diese war es möglich, 
daß das deutsche Volk aus den Tiefen der Not sich zu einer Wohl­
standsgesellschaft emporarbeiten konnte. Demgegenüber, meine lie­
ben Freunde, entbehren alle Rezepte der Opposition nach wie vor 
der Vertrauenswürdigkeit. Denn was die Sozialdemokraten dem deut­
schen Volk in Aussicht stellen, verbuchen wir bereits seit Jahren als 
unseren Erfolg. (Beifall.) Insoweit kann also die soziale Bewährung 
der Wirtschaftspolitik gar nicht in Zweifel gezogen werden. 

Dennoch haben wir bewußt mit gesetzlichen Maßnahmen den Wirt­
schaftsablauf beeinflußt. Diese Intervention kam von der Sozialpolitik. 
Das ist manchen zu weit gegangen, manchen nicht weit genug. Man 
kann da sicher je nach seinem Standort unterschiedlicher Meinung sein. 
Nur hüte man sich davor, wie heute verbandsüblich, ständig zu be­
haupten: für uns und unsere Gruppe war es zu wenig, für die ande­
ren zu viel und umgekehrt, je nachdem, ob Zuwendungen oder Abga­
ben gemeint sind. 

Die sozialpolitische Intervention ist nötig, denn die liberale Auffas­
sung, die da meint, die beste Wirtschaftspolitik sei zugleich und allein 
schon die beste Sozialpolitik, diese Auffassung ist schlicht und ein­
fach falsch. Wären wir nach diesem Grundsatz verfahren, hätten wir 
mit Sicherheit nicht den Art. 20 des Grundgesetzes erfüllt, wonach 
die Bundesrepublik Deutschland ein freiheitlicher-demokratischer und 
sozialer Rechtsstaat ist. Ich möchte mit ollem Nachdruck feststellen: 
Die Wirtschaft ist eben nicht an sich aus ihrem Wesen heraus auch 
schon sozial. Christliche Auffassung widerspricht mit Nachdruck der 
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